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Liebe Potsdamerinnen und Potsdamer,

wir möchten uns bei Ihnen für Ihr großes Interesse am Bürgerhaushalt der 
Landeshauptstadt Potsdam bedanken. Auch in diesem Jahr haben Sie 
wieder zahlreich die Möglichkeit genutzt und insgesamt 617 konkrete Ideen 
zur städtischen Haushaltsplanung eingebracht. 

Bereits im Juni haben Sie eine Vorauswahl der wichtigsten Anregungen 
vorgenommen. Wir freuen uns, Ihnen nun als Ergebnis dieser Auswahl die 
„Liste der Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger“ mit insgesamt 41 Bür-
gerempfehlungen vorlegen zu können. 

Alle Potsdamerinnen und Potsdamer ab 14 Jahren sind vom 22. August 
bis zum 9. Oktober 2011 aufgerufen, über die in diesem Heft aufgeführten 
Vorschläge abzustimmen. Ziel unserer Befragung ist es, eine repräsentative 
Auswahl der wichtigsten Bürgerempfehlungen zu ermitteln. Mit Ihrer Unter-
stützung haben die Stadtverordnetenversammlung und die Verwaltung der 
Landeshauptstadt Potsdam die Möglichkeit, den städtischen Haushalt zu 
gestalten und wichtige Akzente zu setzen.

Am Ende der Broschüre können Sie Ihre Favoriten vermerken. Den Ab-
stimmungsbogen senden Sie uns bitte portofrei zurück. Alternativ steht 
Ihnen das Internet unter www.potsdam.de/buergerhaushalt zur Verfügung. 
Letztmalig können Sie im Rahmen der Abschlussveranstaltung des Bürger-
haushalts am 20. Oktober 2011, ab 18 Uhr, im Plenarsaal des Stadthauses 

Potsdam Ihr Votum zur „Liste der Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger“ 
vergeben. Auch wenn Sie bereits abgestimmt haben, freuen wir uns, Sie 
persönlich bei dieser Veranstaltung begrüßen zu können und Ihre Fragen 
zu beantworten.

Nutzen Sie diese Form des Dialoges zwischen der Bürgerschaft und der 
kommunalen Politik. Nennen Sie uns Ihre Favoriten, denn nur die 20 Vor-
schläge mit der höchsten Wertung werden der Stadtverordnetenversamm-
lung zur Entscheidung überreicht. Bringen Sie sich ein und machen Sie den 
Bürgerhaushalt in Potsdam zu dem, was er sein soll – ein Beitrag für die 
gemeinsame Gestaltung der Stadt.

Wir freuen uns über Ihre Teilnahme!

Jann Jakobs			   Peter Schüler
Oberbürgermeister			   Vorsitzender der Stadtver-
				    ordnetenversammlung



Mehr Sauberkeit in der Stadt (Abfallbehälter)

Bürgervorschlag Nr. 1 

Vorschlag: 
Es wird vorgeschlagen, mehr Papierkörbe oder andere Abfallentsorgungs-
möglichkeiten in der Stadt zu schaffen. Z.B. an allen Haltestellen und anderen 
vielbenutzten Orten in der Stadt (bspw. rund um den Hauptbahnhof). Auch 
sollte mehr Personal eingesetzt werden, um Ordnung und Sauberkeit in Pots-
dam zu schaffen und dauerhaft zu gewährleisten. Es würde dem Stadtbild 
sicherlich gut tun.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Da Ordnung und Sauberkeit in der Landeshauptstadt Potsdam wichtige 
Grundsteine für die Lebensqualität sind, wurden innerhalb der finanziellen 
Rahmenbedingungen Papierkörbe und Hundetoiletten aufgestellt. 
Gegenwärtig sind in Potsdam mehr als 700 Behältnisse vorhanden, die ent-
sprechend ihrer Bedeutung turnusmäßig mindestens ein und bis zu sieben 
Mal wöchentlich an touristisch stark frequentierten Bereichen, und dazu zäh-
len die genannten Bereiche, entleert werden. 
Die Abfallbehälter an den Haltestellen sind gesetzlich vorgeschrieben und 
liegen in der Verantwortlichkeit des Öffentlichen Nahverkehrsunternehmens. 
Die Reinigungsintervalle werden vom Verkehrsbetrieb Potsdam (ViP) ständig 
überprüft und ggf. angepasst. Nach Auskunft des ViP werden die Abfall-
behälter am Hauptbahnhof und an anderen touristisch stark frequentierten 
Haltestellen täglich zweimal geleert, nur an Sonn- und Feiertagen erfolgt die 
Leerung einmal pro Tag. 

Der Fachbereich Ordnung-Sicherheit schätzt ein, dass in der Landeshaupt-
stadt Potsdam eine flächendeckende Aufstellung von Abfallbehältern nicht 
erforderlich und finanziell auch nicht tragbar ist. Im Rahmen des vorhan-
denen Budgets und einer effektiven Bewirtschaftung werden die vorhan-
denen und ggf. neu anzuschaffenden Papierkörbe kontinuierlich überprüft. 
Für ein Sponsoring bei Dritten (Wohnungsbaugenossenschaften, Vereinen, 
Händlern, Unternehmen) wird geworben.  
Die angestrebte und immer wieder zu Recht eingeforderte Sauberhaltung 
der Straßen unterliegt auch einer aktiven Mitwirkung der Anwohner, Bürger 
und Besucher der Stadt Potsdam. Stehen keine Abfallbehälter zur Verfü-
gung, muss der Abfall beim Verursacher verbleiben und darf nicht einfach 
achtlos weggeworfen werden. Auch einzelne Bürgerinnen und Bürger sind 
aufgefordert, mehr Wert auf die Sauberkeit in seinem Umfeld zu legen.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Kosten Papierkorb einschließlich Montage je nach Typ zwischen 860 Euro 
und 1.900 Euro (Unterflurbehälter) / jährliche Unterhaltung und Entleerung 
pro Stück im Durchschnitt ca. 500 Euro. Die jährlich aufgewendeten Kosten 
liegen bei 250.000 Euro   

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Ja

Grundlage der Umsetzung: Straßenreinigungsgebührensatzung
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100% Strom aus erneuerbaren Energien / Neubau von Anlagen

Bürgervorschlag Nr. 2

Vorschlag: 
100% erneuerbare Energien bis 2050 für ganz Deutschland. Wie es geht hat 
Greenpeace gezeigt. Potsdam sollte als Landeshauptstadt Vorbild für andere 
Städte werden. Dafür sind durch die Stadt weitere Anlagen zu errichten und 
Dachflächen städtischer Gebäude für die Errichtung von Solaranlagen ko-
stengünstig an Investoren zu verpachten. 

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Der Antragsteller bezieht sich auf eine Greenpeacestudie in der – neben So-
larenergie – auch die anderen alternativen Energieträger Berücksichtigung 
finden. So z.B. Kraft-Wärme-Kopplung, die in Potsdam bereits seit 1995 im 
Kraftwerk Süd genutzt wird.  
Das Ziel des Vorschlags wird somit im Rahmen des Klimaschutzes bereits in 
Teilen verfolgt. Durch die Mitgliedschaft im Klimabündnis hat sich die Stadt 
verpflichtet, im Jahr 2050 nur noch 2,5t CO2 / Jahr pro Einwohner auszu-
stoßen. Es wird der Ausbau der Solarenergie im Stadtgebiet ideell gefördert. 
Beispiele dafür sind: Solardachkataster im Internet, Workshops für spezielle 
Zielgruppen z.B. Wohnungswirtschaft, evtl. Kampagnen oder bundesweite 
Wettbewerbsteilnahmen, sofern dazu die Kapazitäten vorhanden sind.
Bereits jetzt unterstützt bspw. das lokale Energieversorgungsunternehmen 
Energie und Wasser Potsdam GmbH (EWP) das Anliegen. Durch die Installati-
on einer großen Solaranlage auf dem Dach des Verkehrshofs der Verkehrsbe-
triebe in Potsdam (ViP) wird Solarstrom eingespeist und genutzt. Die 3.654 m² 

große Anlage hilft, jährlich 238.000 kg Kohlendioxid einzusparen. Daneben 
bietet der Kommunale Immobilien Service (KIS) interessierten Investoren 
insgesamt ca. 13.000 m² Flachdachfläche für Photovoltaikprojekte an. Die 
geprüften Dachflächen können für eine Mindestdauer von 20 Jahren zum 
Selbstkostenpreis gemietet werden. Eine detaillierte Auflistung der Flach-
dachflächen ist online unter www.kis-potsdam.de abrufbar.  

Kosten der Umsetzung / Folgekosten:  
Bis 2020 könnten alle im Klimaschutzkonzept beschriebenen Maßnahmen 
ca. 330 Mio. Euro Kosten verursachen. Davon betreffen ca. 8-9 Mio. Ko-
sten für unterschiedliche Maßnahmen in Trägerschaft der Landeshauptstadt 
Potsdam (bspw. energetische Gebäudesanierung).

Umsetzungszeitraum: 1. Etappenziel bis 2020: 20%-Energieersparnis 
Bis 2050: 100% Strom aus Erneuerbaren Energien

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Ja, es wurden aufgrund der guten Renditebedin-
gungen in den letzten Jahren auch in Potsdam viele neue Anlagen gebaut. 
Aufgrund der Renditeunsicherheiten für die Zukunft sind die Investitionen 
deutschlandweit jedoch zurückgegangen.

Grundlage der Umsetzung: Beschluss vom 04.05.2011 zum integrierten 
Klimaschutzkonzept der Landeshauptstadt Potsdam (DS 11/SVV/0126).
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Einführung eines vegetarischen Wochentages

Bürgervorschlag Nr. 3

Vorschlag: 
Ich schlage vor, in Potsdam einen vegetarischen Wochentag einzuführen. 
An diesem Tag sollte in den Verpflegungseinrichtungen städtischer Schu-
len, Kindergärten, Krankenhäuser, Altenheime oder der Stadtverwaltung 
ein größeres oder sogar vollständig vegetarisches Angebot zur Verfügung 
gestellt werden. Gleichzeitig sollte über die Vorzüge einer fleischfreien Er-
nährung hingewiesen und mittels einer Kampagne versucht werden, wei-
tere Kantinen und Restaurants mit einzubeziehen. Schon andere Städte 
wie Gent, Sao Paulo und Bremen haben erfolgreich einen solchen „Veggie-
Tag“ eingeführt. 
Wenn sich Potsdam als „Klimastadt“ etablieren möchte, genügt das PIK 
(Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung) nicht allein. Folgende Grün-
de sprechen für eine fleischfreie Ernährung: Für die Umwelt - Die Erzeu-
gung tierischer Lebensmittel bringt negative Konsequenzen für die Umwelt 
mit sich. 18% der weltweiten Treibhausgase sind auf die Produktion von 
Fleisch, Fisch und Milch zurückzuführen – mehr als alle Transport- und 
Verkehrsabgase zusammen. Wenn jede Stadt in Deutschland in ihren Ge-
meinschaftsküchen einen Veggietag einführen würde, könnten mehr Treib-
hausgase eingespart werden, als wenn 6 Millionen Autos von der Straße 
verschwänden! Für die Gesundheit - In Deutschland werden zu wenig Obst 
und Gemüse und stattdessen zu viele tierische Produkte gegessen. Die 
hohe Zufuhr an tierischen Fetten trägt zu vielen chronischen Krankheiten 

wie Übergewicht, Bluthochdruck, Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes 
mellitus und Krebs bei. Eine vegetarische Kost dagegen ist reich an Obst 
und Gemüse und deshalb nicht nur gesünder, sondern auch lecker und 
abwechslungsreich. Für andere Menschen - Die Herstellung von Fleisch 
ist ineffizient und verschwendet Ressourcen. Ein Großteil der weltweiten 
Getreide- und Sojaproduktion wird als Tierfutter verwendet, während 
gleichzeitig etwa eine Milliarde Menschen auf der Welt an Hunger leiden. 

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Eine gesunde Ernährung wird grundsätzlich von der Landeshauptstadt 
Potsdam unterstützt, auch die angeführten Gründe aus Klimaschutzsicht 
(regionale Erzeugung, weniger Fleisch = weniger CO2) sind nicht von der 
Hand zu weisen und werden daher von der Landeshauptstadt befürwor-
tet. 
Viele Kantinenbetreiber oder Caterer bieten bereits vegetarisches Essen 
an. Betreiber von Gemeinschaftseinrichtungen, insbesondere die Univer-
sität Potsdam, aber auch die Caterer für das Schul- und Kindertagesstät-
tenessen haben sich bereits darauf eingestellt und bieten bei der Auswahl 
der Speisen mindestens ein vegetarisches Menü an. Aus Sicht der Lan-
deshauptstadt ist die Umsetzung bereits sehr weit.
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Einführung eines vegetarischen Wochentages

Bürgervorschlag Nr. 3

Die Teilnahme an einem vegetarischen Tag kann und sollte durch die Bür-
gerinnen und Bürgern freiwillig geschehen. Daher kann die Umsetzung nur 
durch eine spezielle Marketing-Kampagne geschehen. 
Aus gesundheitlicher Sicht wirkt sich ein vegetarischer Wochentag nicht 
effektiv auf die Gesundheit eines Menschen aus. Viel wichtiger erscheint 
dann eher, freiwillig auf die bestehenden täglichen vegetarischen Wahles-
sen in den öffentlichen Einrichtungen zurückzugreifen.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Nicht ermittelt. Kosten einer Wer-
bekampagne durch eine externe Begleitung sind je nach Größe und Um-
fang der Kampagne zu ermitteln.

Umsetzungszeitraum: -

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -
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Staudenhof erhalten und pflegen

Bürgervorschlag Nr. 5 

Vorschlag: 
Der einstmals sehr gelungene Staudenhof sollte wieder in Ordnung gebracht, 
richtig gepflegt und erhalten werden. Die Anlage ist ein Kleinod in Potsdams 
Innenstadt und passt sehr gut in das bestehende Architektur-Ensemble.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam: Der Bereich Grünflächen 
wird bereits mit den kommenden Pflegegängen einen Großteil der unbestrit-
tenen Missstände abstellen, sofern diese nicht unmittelbar in dem angren-
zenden Baugeschehen begründet sind. Größere Schnittmaßnahmen, die der 
Anlage die fehlende Transparenz und Überschaubarkeit zurückgeben, erfolgen 
einschließlich diverser Nachpflanzungen in der kommenden Pflanzsaison. 
Entsprechend den Zielen des Sanierungsgebiets „Potsdamer Mitte“ ist jedoch 
festzustellen, dass langfristig eine Überplanung des Staudenhofs vorgesehen 
wird.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten und Umsetzungszeitraum: Fortlau-
fend - Die Pflege erfolgt mit eigenen Arbeitskräften, die Kosten sind über das 
Gesamtbudget des Bereichs Grünflächen gedeckt. 

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Ja, im Bezug auf die Pflege der Grünanlage

Grundlage der Umsetzung:
Pflegeauftrag des Bereiches 472 für die städtischen Grünflächen 

Urban Gardening - Gemeinschaftsgärten für Potsdam 

Bürgervorschlag Nr. 4 

Vorschlag: 
Gemeinschaftsgärten sind kollektiv betriebene Gärten in der Tradition der 
„community gardens“. Die Grundstücke befinden sich meistens in der Stadt. 
Oft sind die Gärten öffentlich zugänglich. Die Gemeinschaftsgärten entstan-
den zum einen aus einem neu erwachten Bedürfnis nach der Produktion ei-
gener gesunder Lebensmittel (insbesondere in den Großstädten), aber auch 
mit dem Ziel des Austausches untereinander, nicht nur über gärtnerisches 
Alltags- und Fachwissen, und eben der Pflege von Gemeinschaftsleben. Viele 
Gärten entstanden durch öffentliche Förderung, aber mit dem Ziel der Erhal-
tung aus eigener Kraft. In Potsdam soll nach geeigneten Flächen gesucht 
werden, die von den Bürgerinnen und Bürgern eigenständig und gemein-
schaftlich bewirtschaftet werden - im Notfall auch auf Flächen, die nur einen 
begrenzten Zeitraum zur Verfügung stehen.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Der Bedarf an Gemeinschaftsgärten in Potsdam war in der genannten Form 
bisher nicht vorhanden. Vergleichbare Ansätze, die in der Vergangenheit bei-
spielsweise in Drewitz zum Ansatz gebracht wurden, konnten trotz angebote-
ner Flächen aufgrund mangelnder Nachfrage bzw. fehlendem kontinuierlichen 
Interesse nicht dauerhaft realisiert werden.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten // Umsetzungszeitraum / Wird der 
Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung bereits vorgese-
hen? // Grundlage der Umsetzung: Nein
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Sanierung Schwimmhalle Brauhausberg

Bürgervorschlag Nr. 6 

Vorschlag: 
Statt eines Neubau solle das Bad am Bauhausberg saniert werden. Das 
spart viele Millionen. Das Bad bleibt dann im Zentrum und ist leichter er-
reichbar - vor allem für die Schulen Stern, Schlaatz, Waldstadt, Babelsberg. 
Daneben sollte die Gaststätte „Minsk“ saniert werden. Ich bin gegen eine 
Bebauung des Brauhausbergs mit großen Wohnklötzern.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Der Brauhausberg liegt näher an den Stadtteilen und Schulen im Süden der 
Stadt. Die Stadtverordnetenversammlung hat sich jedoch für den Standort 
im Bornstedter Feld entschieden, da dort der größte Teil des Einwohner-
zuwachses sowie neue Schulstandorte zu verorten sind. Auch das Kiez-
Bad am Stern ist in die Betrachtung einzubeziehen, während nördlich der 
Havel derzeit keine öffentlichen oder für den Schulsport nutzbaren Bäder 
vorhanden sind.
In der neuen Schwimmhalle im Norden sollen 10 Bahnen à 50m mit einer 
Wassertiefe von 2m errichtet werden, was unter sportfachlichen Gesichts-
punkten zu begrüßen ist und von den nutzenden Vereinen gefordert wird. 
Nicht zuletzt erhält damit auch der Freizeitsport mehr Platz. Dies wäre bei 
einer Sanierung der Schwimmhalle am Brauhausberg so nicht möglich.
Die Sanierung der Bestandshalle am Brauhausberg ist mit monatelanger 
Betriebsunterbrechung verbunden. Dies war während der Sanierung der 

Halle im Luftschiffhafen schon einmal der Fall, was mit erheblichen Ein-
schränkungen insbesondere des öffentlichen Badebetriebes einher ging. 
Auch aus diesem Grund haben sich die Stadtverordneten für einen Neu-
bau entschieden.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Die Refinanzierung der Investition der Stadtwerke von 18 Mio. Euro erfolgt 
durch die Veräußerung der Flächen am Brauhausberg. Für die Planung 
des Bades im Bornstedter Feld sind inzwischen für Investitionskosten 
und für die Generalplanungsleistungen für eingereichte Vorentwürfe rund 
380.000 Euro von den Stadtwerken aufgewendet worden. Sollte der 
eingereichte Vorschlag umgesetzt werden, muss davon ausgegangen 
werden, dass nur Teile der Leistungen, insbesondere Voruntersuchungen 
zum Standort, wieder verwendungsfähig sind. 

Umsetzungszeitraum: 
Der Neubau im Bornstedter Feld soll 2015 fertiggestellt sein, da die 
Betriebserlaubnis der Halle am Brauhausberg ausläuft. Gegenwärtig 
gibt es Abstimmungen zwischen der Stadt und den Stadtwerken, um 
die Betriebserlaubnis des Bades am Brauhausberg bis Dezember 2015 
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Vorschlag: 
Meiner Meinung nach sollten keine städtischen Gelder für den Wiederauf-
bau der Garnisonkirsche ausgegeben werden. Der gesamte Umbau der 
Breiten Straße kostet meiner Meinung nach viel zu viel. Ich bin gegen den 
Wiederaufbau.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Der geplante Wiederaufbau der Garnisonkirche als Denkmal- und Erin-
nerungsort von nationaler und europäischer Bedeutung wird nicht aus 
städtischen Geldern finanziert. Die Wiedergewinnung der Garnisonkirche 
als offene Stadtkirche entsprechend dem Konzept der evangelischen Kir-
che ist Ziel der gemeinnützigen „Stiftung Garnisonkirche Potsdam“. Die 
Beschaffung der erforderlichen Finanzmittel für Wiederaufbau, Erhaltung 
und Nutzung der Garnisonkirche erfolgt durch die „Fördergesellschaft 
Garnisonkirche Potsdam“, die eng mit der Stiftung zusammenarbeitet.
Unabhängig vom Wiederaufbau der Garnisionkirche ist der Ausbau der 
Breiten Straße innerhalb des Sanierungsgebietes zur Erschließung der 
Potsdamer Mitte erforderlich. Der Straßenzustand ist vordringlich zu ver-
bessern. Im Rahmen der aktuellen Planung soll der Verkehrsraum auf ei-
ner angemessenen Breite ausgebaut und mit Baumpflanzungen ergänzt 
werden.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Keine 

Umsetzungszeitraum: Nicht bekannt

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Ja

Grundlage der Umsetzung: Beschluss der Stadtverordnetenversamm-
lung (Sanierungsziele Potsdamer Mitte, B-Plan Nr. 1)
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schrittweise zu verlängern. Dafür erforderliche Instandsetzungsarbeiten 
werden in der Sommerschließzeit durchgeführt. Sollten die Beschlüsse der 
Stadtverordneten zum Bau des Bades im Bornstedter Feld aus dem Jahr 
2010 rückgängig gemacht werden, ist der Zeitraum einer Sanierung der 
Bestandshalle derzeit nicht abschätzbar. 

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: Das Handeln der Verwaltung beruht auf:
Beschluss Hauptausschuss „Sport- und Freizeitbad“ vom 14.04.2010 (DS 
10/SVV/0308) // Beschluss SVV „Sport- und Freizeitbad“ vom 27.01.2010 
(DS10/SVV/0037)

Kein Stadtgeld für Wiederaufbau der Garnisonkirche

Bürgervorschlag Nr. 7 

Fortsetzung von Seite 7



Kulturstandort „Archiv“ erhalten (Brandschutz / Nutzungsverträge)

Bürgervorschlag Nr. 8 

Vorschlag: 
Dem Kulturstandort „ARCHIV“, in der Leipziger Straße 60, die Brand-
schutzssanierung bezahlen und den Kommunalen Immobilien Service be-
auftragen endlich langfristige Nutzungsverträge mit dem Archiv e.V. abzu-
schließen!

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Durch die Landeshauptstadt Potsdam wurden für die brandschutztech-
nische Sanierung des Gebäudes des Archiv e.V. in der Leipziger Straße 
im Jahr 2010 225.000 Euro zur Verfügung gestellt. Im ersten Quartal 2011 
erfolgte die Genehmigung des Bauantrages. Dadurch ist die Voraussetzung 
gegeben, dass mit der brandschutztechnischen Sanierung des Gebäudes 
begonnen werden kann. Die letztendlich erteilte Baugenehmigung bildet 
die Grundlage für die dauerhafte Nutzung des Gebäudes in der Leipziger 
Straße 60 zu Zwecken des Archiv e.V. Weiterhin stellt die Landeshauptstadt 
Potsdam weitere 100.000 Euro im Jahr 2011 zur Verfügung. 
Die Landeshauptstadt Potsdam wird auch weiterhin gemeinsam mit dem 
Archiv e.V. und der Arbeitsgruppe Jugend- und Soziokultur an der Umset-
zung des Vorschlags arbeiten.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Abhängig von der „Entwurfsunterlage-Bau“

Umsetzungszeitraum: Laufend

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Ja

Grundlage der Umsetzung:
Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung
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Fußballplatz im Potsdamer Norden schaffen

Bürgervorschlag Nr. 9 

Vorschlag: 
Die Bedingungen für den organisierten Breitensport im Potsdamer Norden, 
insbesondere im Bornstedter Feld, sind unzureichend. Die Sportanlage in 
der Kirschallee wird für den Schul-, Vereins- und Freizeitsport genutzt und 
ist völlig überlastet. Die Vereine können keine neuen Mitglieder aufnehmen, 
da die Sportanlagen fehlen. Auf Grund der stark steigenden Bevölkerungs-
zahl im Stadtteil gibt es bei den Vereinen auch in den nächsten Jahren eine 
große Nachfrage vor allem im Kinder- und Jugendbereich. Dringend not-
wendig sind u.a. Rasen- und/oder Kunstrasenplätze, die für Training und 
Spielbetrieb geeignet sind, sowie entsprechende Sozialgebäude.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Erholungs-, Spiel- und Freizeitanlagen im unmittelbaren Wohnbereich sind 
wesentliche Bestandteile einer Wohnungs- und Siedlungspolitik. Der Pots-
damer Norden erreicht einen Versorgungsgrad mit ungedeckten Sportflä-
chen von 66 %. Der Entwicklungsbereich Bornstedter Feld verfügt über 
2,3ha ungedeckter Flächen für die Freizeit- und Sportnutzung. Mit dem 
Bau der Grundschule an der Pappelallee entsteht eine Sporthalle. 
Der Volkspark ist weitestgehend ungeeignet für den Vereinssport, insbe-
sondere für den wettkampforientierten Vereinssport / Fußball. Neben der 
Anlage in der Kirschallee wäre eine weitere in dem stark wachsenden 

Stadtteil sportfachlich wünschenswert, allerdings war und ist mittelfristig 
die Finanzierung auf Grund der angespannten, schwierigen Haushalts-
lage sowie anderer Prioritäten wie z.B. Schulsanierungen derzeit nicht 
darstellbar.
Ein vordringliches Ziel Potsdams ist der Wohnungsbau. Er soll zur Entla-
stung des angespannten Wohnungsmarktes dienen. Die Erlöse aus dem 
Verkauf von Wohnbauflächen werden von der Stadt für die Erstellung 
von Infrastruktur (Straßen, soziale Infrastruktur wie Schulen, Kitas und 
Jugendfreizeitheim) im Entwicklungsbereich Bornstedter Feld benötigt. 
Sollte ein weiterer Fußballplatz für den Vereinssport im Entwicklungsbe-
reich Bornstedter Feld verortet werden, ist mit Wegbruch der städtischen 
Einnahmemöglichkeiten durch die Veräußerung von Wohnbauflächen die 
Finanzierung dieser Infrastruktur gefährdet.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Ca. 2,4 Mio. Euro für Fußballplatz, Sportfunktionsgebäude, Grundstück

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein 

Grundlage der Umsetzung: -
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Sport- und Freizeitflächen „NowaWiese“

Bürgervorschlag Nr. 10 

Vorschlag: 
Die Stadt Potsdam soll im Haushalt 2012 die Mittel zur Verfügung stel-
len, um zwischen Park Babelsberg und Nutheschnellstraße die dringend 
benötigten Trainingsplätze, einen Bolzplatz und zwei Basketballfelder an-
zulegen. Der Abriss der gesamten Auffahrt nach Zentrum Ost und eine 
Einebnung des Geländes soll aufgegeben werden. Stattdessen soll nur die 
Brücke selbst zurückgebaut werden. Die eingesparten Kosten können für 
die Entwicklung der NowaWiese ausgegeben werden. In die detaillierten 
Planungen sollen das Kulturzentrum La Datscha, die Bürgerinitiative Ba-
belsberger Park und der SV Concordia Nowawes 06 einbezogen werden. 
Diese Initiativen haben bereits vor einigen Monaten in einem Workshop 
zahlreiche Ideen für eine Nutzung der Flächen entwickelt. Die Methode der 
Einbeziehung zukünftiger Nutzer und Nutzerinnen soll fortgeführt werden. 
Begründung: Die NowaWiese kann für vielfältige Sport- und Freizeitmög-
lichkeiten genutzt werden. Dazu zählen zwei Fußball-Großfeldplätze für den 
organisierten Jugend- und Kinderfußball. Außerdem können ein Bolzplatz, 
eine Discgolfanlage, zwei Basketballfelder, Tischtennisplatten und auf der 
Rampe eine Rad- und Rodelbahn angelegt werden. Für weitere Ideen sollte 
das Projekt „NowaWiese“ offen sein. Der Hundeauslaufplatz soll erhalten 
bleiben. Die große Wiese neben dem Kulturprojekt La Datscha gehört der-
zeit noch der Schlösserstiftung, sollte aber für eine sinnvolle Nutzung zur 
Verfügung gestellt werden. Um diese Nutzungsperspektive umzusetzen, 

muss die Stadt Potsdam lernen, bei der Entwicklung der „NowaWie-
se“ Freiräume und Eigeninitiativen zuzulassen. Sie sollte sich darauf be-
schränken, die Voraussetzungen für den Trainings- und Punktspielbetrieb 
am Babelsberger Park zu schaffen und die finanziellen Mittel für kleinere 
Sportanlagen zur Verfügung zu stellen.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Ausgehend von der Beratung des Bürgerhaushalts 2011 wurden zum 
Platz 1 – Fußballplatz am Park Babelsberg – Inhalt und Kosten des Vor-
schlages geprüft und mit dem Vorschlagseinbringer abgestimmt. Mit 
folgendem Ergebnis: Ein Rasenplatz (Großfeld, Fußball) mit Ausstattung, 
Hundeauslaufplatz soll erhalten und der vorhandene kleine Bolzplatz ver-
legt werden. Die Herstellungskosten dafür betragen ca. 250.000 Euro.
Die Verwaltung prüft derzeit im Rahmen einer Bauvoranfrage die Mach-
barkeit und insbesondere die Vereinbarkeit mit dem Weltkulturerbe Ba-
belsberger Park. Eine Einbeziehung des Vorschlageinbringers ist durch 
die Bildung einer Arbeitsgruppe gegeben.
Der aktuelle Vorschlag bezieht sich zum Teil auf die selben Flächen und ist 
inhaltlich weitergehend. Auf die Flächen der Stiftung Preußische Schlös-
ser und Gärten kann die Stadt nicht zugreifen. Die derzeit verbleibende 
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Sport- und Freizeitflächen „NowaWiese“

Bürgervorschlag Nr. 10

städtische Fläche ist nicht groß genug und geeignet, um weitere Anlagen 
anzulegen. Die Fortführung des Ausbaues der L40, also Fertigstellung der 
Humboldtbrücke, der stadteinwärtigen Fahrspuren der Nuthestraße und 
Rückbau der Anschlussstelle und Rampe Humboldtring, wird für 2012 bis 
2015 im Haushalt angemeldet. Eine Beschlussfassung hierzu steht noch 
aus. Erst nach einem Rückbau der Brücke und der Rampe könnten ggf. 
weitere Überlegungen angestellt werden. Aber auch dann wäre die Fläche 
zu klein für sämtliche Vorschläge.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Ca. 800.000 bis 1 Mio. Euro

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein 

Grundlage der Umsetzung: -
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„Westkurve“ als Begegnungsort an der Hans-Sachs-Straße planen

Bürgervorschlag Nr. 11

Vorschlag: 
Der Sportplatz an der Hans-Sachs-Straße (WESTKURVE) wird mit einem 
modernen TENNENBELAG saniert. Die Pflege und Wartung ist in der Folge 
abzusichern. Begründung: Der Spiel- und Sportplatz an der Hans-Sachs-
Straße hat über die letzten Jahre eine zunehmende Bedeutung und Akzep-
tanz als Begegnungsort im Stadtteil gefunden. Dank der kontinuierlichen 
Aktivitäten der Bewohner, die von der Bürgerinitiative WESTKURVE koor-
diniert werden, wurden deutlich sichtbare Verbesserungen im Spielplatzbe-
reich (mit Unterstützung des Grünflächenamtes) erreicht. Bei der Sanierung 
der Sportfläche muss der gesamte Platz als öffentlicher Begegnungsort 
berücksichtigt werden. Schulsportnutzung und Freizeitnutzung stehen in 
keinem Gegensatz. Die Identifikation der Nutzer mit dem Platz sichert die 
Erhaltung. Angesichts der vorrangigen Nutzung des Hauptsportfeldes zum 
Fußballspielen kann dieser Bereich nicht mit einem Kunststoffbelag saniert 
werden.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Der Sanierungsbedarf des Sportplatzes Hans-Sachs-Straße ist unstrittig. Im 
Zusammenhang mit der Sportanlagensanierungsplanung und der Auswahl 
eines geeigneten Sportbodenbelages haben die Stadt und der Kommunale 
Immobilienservice mehrere Beratungen und Besichtigungstouren ähnlicher 

Sportanlagen durchgeführt. Es haben Vertreter der Gerhart-Hauptmann-
Grundschule, der Käthe-Kollwitz-Oberschule und der Bürgerinitiative 
Westkurve teilgenommen. Unter anderem wurden der Sportplatz der 
Voltaire-Gesamtschule, der Turbine-Sportplatz und die Sportanlage Zum 
Jagenstein besucht. 
Die Stadtverordnetenversammlung hat am 27. Juni 2011 die Ausführung 
als Tennenfläche beschlossen. 

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Ca. 300.000 Euro

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Ja, bis 2012

Grundlage der Umsetzung: Beschluss der Stadtverordnetenversamm-
lung (Drucksache 11/SVV/0444)

Seite 13



Errichtung einer Sportanlage für alle Rollsportvereine und Freizeitläufer (Volkspark)

Bürgervorschlag Nr. 12 

Vorschlag: 
Inline-Skaterhockey sowie Inline-Skating findet bei Erwachsenden und er-
freulicher Weise bei Kindern und Jugendlichen ein immer größeres Interes-
se. Die Anzahl der aktiven Sportlerinnen und Sportler in Potsdam nimmt, 
vergleichbar dem Trend im gesamten Bundesgebiet, stetig zu. Geeignete 
Sportanlagen sind im Stadtgebiet Potsdam lediglich saisonal nutzbar (Roll-
sportanlage am Blauhaus). Vor den beschriebenen Hintergründen hat die 
Schaffung einer witterungsunabhängigen, ganzjährig nutzbaren Trainings- 
und Wettkampfstätte mit einem geeigneten Sportboden für eine nachhal-
tige Entwicklung der Roll- und Inlinesportarten mit einer breiten Kinder- und 
Jugendarbeit große Bedeutung. Vorgeschlagen wird die Nutzung auf einer 
seit Jahren ungenügend genutzten Freifläche der Sportanlage am ehema-
ligen BuGa-Park, jetzt Volkspark, zwischen Fußballplatz und Walltribünen. 
Der Vorschlag des Inline-Skater-Hockey-Clubs „Polarstern Potsdam“ zielt 
neben der Ausgestaltung nach sportspezifischen Anforderungen der Sport-
art Inline-Skaterhockey und Inline-Skating besonders auf geringe Erstel-
lung- und Unterhaltskosten der Sportanlage und ermöglicht die Nutzung 
durch weitere vielfältige Rollsportarten.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Bei der konkret angesprochenen Fläche im Volkspark handelt es sich um 
die Logistikfläche zur Durchführung von Veranstaltungen im Veranstal-

tungswall zwischen Parkdach und Tribünenwall (Fläche für Cateringstän-
de / Backstagebereiche / Lagerfläche für Equipment / Zuschauerbereich 
bei kleinen Konzerten), die auch entsprechend genutzt und benötigt 
wird. Eine Umwidmung der Fläche für eine reine Sportnutzung ist ausge-
schlossen, da die Nutzung des Veranstaltungswalls und des Parkdachs 
als Veranstaltungsfläche damit nicht mehr möglich wäre. Darüber hinaus 
wäre bei Umwidmung der Fläche eine öffentliche Nutzung der unter dem 
Parkdach befindlichen Basketballfläche nicht mehr möglich. Die Maßnah-
me würde dem erfolgreichen Bewirtschaftungskonzept des Volksparks 
sehr abträglich sein, da attraktive Flächen nicht mehr für eine öffentliche 
Nutzung zur Verfügung stünden und Konzerte im Volkspark nicht mehr 
durchführbar wären.
In technischer Hinsicht ist die Fläche für Inline-Skater-Hockey ungeeig-
net. Sie ist mit großformatigen Betonplatten befestigt und weist - ohne 
Berücksichtigung von erforderlichen Abstands- und Andienungsflächen, 
die für den Betrieb der geplanten Anlage unabdingbar sein werden - eine 
Größe von ca. 43 x 19 m auf. Damit unterschreitet sie die geforderte Grö-
ße von 50 x 25 m (ohne Abstands- und Andienungsflächen).
Gemäß Bebauungsplan für den Volkspark besteht auf der Fläche kein 
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Errichtung einer Sportanlage für alle Rollsportvereine und Freizeitläufer (Volkspark)

Bürgervorschlag Nr. 12 

Baurecht. Eine Änderung des Bebauungsplanes in Verbindung mit neuen 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wäre erforderlich. 
Die Anlage wurde aus Fördermitteln finanziert, sodass eine Umnutzung 
bzw. Umbau förderschädlich wäre, was zu einem teilweisen Rückforde-
rungsanspruch der eingesetzten Gelder führen würde. Vom Parkbetreiber 
wird die Umnutzung u.a. aus diesen Gründen derzeit abgelehnt.
Die Sicherung des Rollsportfelds in der Heinrich-Mann-Allee ist Bestandteil 
der Ausschreibung des ÖPP-Models zur Sanierung des Schulstandortes 
des Humboldt Gymnasiums und in diesem Zusammenhang als Standort 
vorgesehen. Der potentielle Vertragspartner hat die Aufgabe dauerhaft ein 
Rollsportfeld entsprechend der normalüblichen Standards am Standort zur 
Verfügung zu stellen. Auf welche Weise dies sichergestellt wird, kann erst 
zum Abschluss des Verhandlungsverfahrens bestimmt werden. Grund-
sätzlich ist ein adäquater Neubau oder die umfassende Sanierung des Be-
standes möglich. Der Vorschlag zur Schaffung einer witterungsunabhän-
gigen, ganzjährig nutzbaren Trainings- und Wettkampfstätte (Überdachung) 
sowie der Errichtung einer Zuschauertribüne wurde nicht ausgeschrieben.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: -

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -
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Sport: Hallenbelegung untersuchen, Sanierungsplan vorstellen

Bürgervorschlag Nr. 13 

Vorschlag: 
Ich bin Mitglied in einem Sportverein. Wir müssen jedes Jahr aufs Neue darum 
kämpfen, einen Trainingsplatz zu bekommen. Das liegt einerseits daran, dass 
die Hallenzeiten bereits an alteingesessene Vereine vergeben werden und an-
dererseits der Platz knapp ist. Ich finde, dass die Koordination der Flächen 
optimiert werden sollte. Dafür sollte es eine Studie zur Auslastung der Hallen 
geben. Als Beispiel: Wenn eine Tischtennisverein eine Halle für zwei Stun-
den nutzt, besteht je nach Spielern die Möglichkeit, parallel dazu in derselben 
Halle einen anderen Verein (evtl. Judo) unterzubringen. Somit wäre der Platz 
konkret genutzt. Wenn dann mal ein Verein seine Hallenzeit nicht wahrnimmt, 
stünde die Sportfläche auch nicht gleich leer. Mit dieser Kombination wäre 
ggf. wieder eine andere Fläche frei. 
Bezüglich der Sanierung der Sporthallen wüsste ich gerne, ob es einen Plan 
(ähnlich der Darstellung nach Jahren wie bei den Schulen) gibt. Sollte es die-
sen noch nicht geben, wäre es nach meiner Meinung dringend nötig, einen 
solchen zu erstellen. 

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Seit 2001 gibt es in Potsdam eine Sportstättenkommission, die sich aus Ver-
tretern von Vereinen, des Stadtsportbundes Potsdam e.V. und eines Vertre-
ters des Bereiches Sport der Stadtverwaltung zusammensetzt. In regelmä-
ßigen Abständen kontrollieren die Mitglieder der Kommission die Auslastung 
der Sportstätten und machen sich ein Bild über den Zustand der Sportan-
lagen. Kurzfristig wird Hinweisen auf nicht genutzte aber vergebene Hallen-

zeiten nachgegangen. Eine Studie zur Auslastung gibt es. Im März  2010 hat 
eine Überprüfung aller Sportanlagen stattgefunden. Es wurde an mehreren 
aufeinander folgenden Nutzungstagen hauptsächlich der durch die Vereine 
genutzte Tagesabschnitt von 16 bis 22 Uhr betrachtet. Die Auswertung erg-
ab, dass die Sportanlagen weitgehend gut ausgelastet sind. 
Der Vorschlag, Sporthallen doppelt zu vergeben, ist aufgrund der sportspe-
zifischen Besonderheiten in den meisten Fällen nicht möglich bzw. schwierig 
(Trennwände fehlen, Größe der Halle, verschiedene Sportarten etc.), wird 
aber mit einzelnen Vereinen – so weit möglich – praktiziert. So ist z.B. die 
Sporthalle der Gesamtschule 46 täglich mit drei Sportgruppen gleichzeitig 
belegt. Über weitere Ansätze wird nachgedacht.
Eine Bedarfsplanung in Sachen Sportanlagensanierung ist vorhanden, aller-
dings ohne verbindliche Zeitplanung. In Abstimmung mit dem Kommunalen 
Immobilien Service (KIS) und dem Fachbereich Schule und Sport wird für die 
Jahre 2014 ff. an einem mittelfristigen Plan zur Sanierung der Sportanlagen 
in der Landeshauptstadt Potsdam gearbeitet.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: -

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Ja

Grundlage der Umsetzung: Satzung zur Sportförderung, Sportanlagen- 
Nutzungs- und Vergabeordnung der Landeshauptstadt Potsdam
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Vier aufofreie Sonntage im Jahr (je 8-21 Uhr)

Bürgervorschlag Nr. 14

Vorschlag: 
Es sollte vier autofreie Sonntage im Jahr, je von 8 bis 21 Uhr geben. Dies 
könnte für Strassenfeste und -aktionen und auch für touristische Angebote 
gezielt beworben und genutzt werden. 

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Derartige Vorhaben sind durch die geltende Rechtssprechung als unver-
hältnismäßig eingestuft worden und somit nicht möglich. 
Eine Sperrung einzelner Straßen bzw. Straßenabschnitte für die Durchfüh-
rung von Festen wird bereits praktiziert.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Nicht abschätzbar.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -

Seite 17



Sicherheit am Überweg Geschwister-Scholl-Str. (Nähe Kita Tausendfüßler)

Bürgervorschlag Nr. 15

Vorschlag: 
Die AWO-Kita Tausendfüßler liegt an der Geschwister-Scholl-Straße 52a, 
etwas abseits der Straße. In Höhe des Eingangs zur Kita gibt es einen Fuß-
gängerüberweg (Zebrastreifen) und für diesen Bereich ist eine Tempo-30-
Zone von 6 bis 17 Uhr eingerichtet. Trotz eines Achtung-Kinder-Schildes 
und der Tempo-30-Zone fahren zu viele Autofahrer zu schnell an dieser 
Stelle und zu viele Autofahrer bemerken den Zebrastreifen häufig zu spät. 
Das führt sehr oft dazu, dass Eltern und Kinder bereits auf dem Überweg 
sind, aber Autos nicht anhalten. Zudem passiert es auch sehr häufig, dass 
Autos, die an dem Überweg vorschriftsmäßig halten, von drängelnden Au-
tos überholt werden - das sind sehr gefährliche Situationen, die etliche El-
tern bereits erlebt haben. Deshalb haben wir Eltern bereits an die Stadtver-
waltung geschrieben und gebeten, die Tempo-30-Zone auszuweiten und 
Maßnahmen zu ergreifen, die den Zebrastreifen besser und früher sichtbar 
machen. Möglich wäre eine Überkopf-Aufhängung mit Beleuchtung über 
dem Zebrastreifen, um mehr Aufmerksamkeit zu schaffen. Mein Vorschlag 
ist, eine solche Aufhängung so schnell wie möglich anzubringen, damit 
auch im Winter durch Beleuchtung mehr Sichtbarkeit erzeugt wird. Und 
zudem schlage ich vor, nicht nur ein rot-weißes Achtung-Kinder-Schild dort 
anzubringen, sondern ein Straßenbanner aufzuspannen, das auf die Kita in 
diesem Bereich aufmerksam macht. Immerhin sind es 140 Kinder, die dort 

jeden Tag hingebracht und abgeholt werden. Es muss deutlich werden, 
dass an dieser Stelle eine Kita steht und viele Kinder die Straßen vor allem 
morgens und nachmittags queren.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Unter der Drucksache 11/SVV/0421 hat die Stadtverordnetenversamm-
lung bereits im Mai 2011 einen ähnlichen Antrag an die Verwaltung der 
Landeshauptstadt Potsdam gerichtet. 
Im Rahmen einer speziell auch diesen Fußgängerweg betrachtenden 
Verkehrsschau - unter Teilnahme von Mitarbeitern der einzubeziehenden 
Fachämter der Stadtverwaltung und dem Polizeipräsidium Potsdam - 
wurden Maßnahmen getroffen, welche die ungehinderte Querungssicher-
heit am Fußgängerüberweg noch erhöhen. So wurde die Markierung des 
Fußgängerüberweges erneuert und die Verkehrszeichen ausgetauscht. 
Das Tempo-30-Schild und das Schild „Achtung Kinder“ wurden auf 
einem Pfosten kombiniert, um die Begründung der Geschwindigkeitsbe-
grenzung zu verdeutlichen. 
In unmittelbarer Nähe zum Fußgängerüberweg befinden sich jeweils in 
beiden Fahrtrichtungen Straßenlaternen. Diese sorgen für eine vollkom-
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Sicherheit am Überweg Geschwister-Scholl-Str. (Nähe Kita Tausendfüßler)

Bürgervorschlag Nr. 15

mene Ausleuchtung, damit Fußgänger auch bei Dunkelheit oder regennas-
ser Fahrbahn, auf dem Fußgängerüberweg und an den Warteflächen am 
Straßenrand deutlich erkennbar sind. 
Eine zeitliche Ausdehnung der Tempo-30-Zone über 17 Uhr hinaus ist nicht 
möglich, da kein straßenverkehrsrechtlicher Grund vorliegt. Dafür müsste 
sich in der Zeit zwischen 17 und 18 Uhr eine Gefahrenlage widerspiegeln 
bzw. ein erhöhter Querungsbedarf bestehen. Über mehrere Tage hinweg 
durchgeführte spezielle Beobachtungen in benannter Zeit haben erge-
ben, dass der Spitzenwert von querenden Fußgängern bei lediglich sechs 
Querungswilligen liegt. Die Anzahl rechtfertigt nicht die Herabsetzung der 
Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h auf 30 km/h. Die Geschwindigkeits-
reduzierung bezieht sich zudem nicht zwingend auf die tatsächlichen Öff-
nungszeiten der Einrichtung, sondern einer über das übliche Maß hinaus-
gehenden Gefährdung bestimmter Verkehrsteilnehmer. 
Im Ergebnis wurde festgestellt, dass der betreffende Fußgängerüberweg 
gemäß der Straßenverkehrsordnung den gesetzlichen Vorschriften in vollem 
Umfang entspricht. Die Fahrzeugführer werden durch das Gefahrenzeichen 
in Komibination mit der Herabsetzung der Geschwindigkeit für querende 
Kinder vollumfänglich sensibilisiert. Die angeführten Punkte und die damit 
ausgedrückten subjektiven Sicherheitsbedenken begründen nicht die An-

ordnung weiterer bzw. die Verschärfung bestehender Verkehrsverbote 
oder -beschränkungen. Im Vergleich zu anderen Fußgängerüberwegen 
im Potsdamer Stadtgebiet, ist der betreffende einer der seit vielen Jahren 
existierenden mit sehr hoher (und vieler Orts wünschenswerter) Akzep-
tanz bei den Fahrzeugführern.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Die Verkehrsschau für die Fuß-
gängerüberwege fand am 31.3.2010 statt. Die Markierungs- und Be-
schilderungsarbeiten, die im Ergebnis dessen notwendig waren, wurden 
im Mai 2010 beauftragt. Am 15.7.2010 wurden die Beschilderungs- und 
Markierungsarbeiten am Fußgängerüberweg ausgeführt: 1.325 Euro.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? Ja, umgesetzt im Sommer 2011.

Grundlage der Umsetzung: StVO
(Prüfung: Siehe Drucksache 11/SVV/0421 „Mehr Sicherheit für Kinder 
und Eltern vor der AWO-Kita in der Geschwister-Scholl-Straße“)

Fortsetzung von Seite 18
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Sicherer Überweg Friedrich-Engels-Straße (Schlaatzstraße)

Bürgervorschlag Nr. 16

Vorschlag: 
Ich schlage die Einrichtung eines Zebrastreifens auf der T-Kreuzung 
Schlaatzstraße Friedrich-Engels-Straße auf Höhe der Bushaltestellen vor. 
Dieser Teil ist äußerst stark von Autos befahren, hat aber keinerlei Ampel-
system. Deswegen müssen Fussgänger teilweise Minuten warten, um die 
Friedrich-Engels-Straße zu überqueren. Besonders in Zeiten des Berufs-
verkehrs ist diese Situation unerträglich. Die nächste Ampelanlage befindet 
sich erst auf Höhe des Hauptbahnhofes, 500 Meter entfernt. Ein Zebrastrei-
fen würde diese Situation deutlich verbessern und die Lebensqualität der 
Fußgänger und Fahrradfahrer erhöhen.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Die Einrichtung eines Fußgängerüberweges an dieser Örtlichkeit ist bereits 
umfassend und tiefgründig von der Straßenverkehrsbehörde geprüft wor-
den. 
Die ermittelten Verkehrsbelegungszahlen liegen weit über den zulässigen 
Werten zur Errichtung eines Zebrastreifens. Zudem können teilweise die 
notwendigen Sichtweiten zur Erkennbarkeit des Fußgängerüberweges und 
der Warteflächen durch Busse in den Haltestellen nicht immer gewährlei-
stet werden. Sowohl Lage als auch örtliche und verkehrliche Bedingungen 
(Einsehbarkeit für Autofahrer und hohe Verkehrsbelastung) lassen einen 

Fußgängerüberweg nicht zu. An dieser Örtlichkeit erweist sie sich die Ein-
richtung eines solchen daher als unzulässig.
Die in der Verwaltung abgestimmte Planung sieht für diesen Bereich 
eine Signalisierung (Fußgängerampel) im Zusammenhang der weiteren 
Erschließung des ehemaligen RAW-Geländes vor. Da die investiven fi-
nanziellen Mittel für die Einrichtung einer Fußgängerampel derzeit nicht 
bereit stehen, ist dieser Ausbau kurzfristig nicht umsetzbar. Im Rahmen 
der Entwicklung der historischen Hallen des RAW-Geländes soll jedoch 
ein Investor auch für die verkehrsorganisatorischen Maßnahmen auf der 
Friedrich-Engels-Straße auskommen. Außerdem wird der Bereich Fried-
rich-Engels-Straße / Schlaatzstraße in die Planungen zum Leipziger Drei-
eck einbezogen.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Derzeitig nicht ermittelt.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -
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Sichere Schulweg zur Regenbogenschule Fahrland

Bürgervorschlag Nr. 17 

Vorschlag: 
Von den Wohngebieten „Eisbergstücke“ und „Am Königsweg“ in Fahrland 
fehlt ein sicherer Schulweg zur Regenbogenschule. Entweder müssen die 
Kinder als Umweg einen teilweise nur ca. 60cm breiten Gehweg neben 
einer vielbefahrenen Straße nutzen oder illegal ein Feld überqueren. Neben 
diesem Feld sollte in Verlängerung der Gartenstraße zur Regenbogenschu-
le an der Ketziner Straße ein Geh- und Radweg errichtet werden.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Dieser Vorschlag wurde bereits im Rahmen des Radverkehrskonzepts für 
die neuen Ortsteile und im Rahmen des Schulwegesicherungskonzeptes 
untersucht. Demnach sind planungsrechtliche Fragen zu klären, da bisher 
kein Baurecht besteht. Zudem ist vor Beginn der Maßnahme der Grunder-
werb notwendig. 
Eine erste konzeptionelle Planung wurde aufgestellt, in deren Ergebnis die 
voraussichtlichen Grobkosten ermittelt wurden.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Ca. 88.800 Euro (Baukosten inkl. 
Planung und Beleuchtung, ohne Grunderwerb)

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -
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Bürgervorschlag Nr. 18 (GB 4)

Vorschlag: 
Die Themen Ordnung und Sicherheit, Geh- und Radwege, Straßen und 
Verkehrsanlagen in Verbindung mit dem sozialen Ziel der Behinderungs-
prävention werden insbesondere im Quartier - Am Kanal, Hl. Geist Straße, 
Große Fischerstraße, Eltesterstraße, Burgstraße - seit Jahren vernachläs-
sigt! Gehweg- und Straßenzustand behindern bereits „gesunde“ Mieter, 
Wohneigentümer, Besucher und Pflege-Dienstleister erheblich. Für die 
zahlreichen Bewohner der Seniorenwohn- und Pflegeeinrichtung stellen sie 
jedoch eine Zumutung dar. Der Weg zum Supermarkt durch die Hl. Geist 
Straße ist mit Rollator oder Rollstuhl nur mit größter Anstrengung und unter 
Schmerzen zu bewältigen - also weit entfernt von einer „gefahrlosen Nut-
zung … mit weitestgehender Barrierefreiheit“. Die Straßennutzung durch 
PKW, hier häufig auch Taxi und insbesondere Krankentransportfahrzeuge 
gestaltet sich regelmäßig zu einer Rütteltour. Beidseitig parkende Fahr-
zeuge stellen erhebliche Hindernisse dar, sodass im Brandfall wohl auch die 
Feuerwehr kaum passieren kann. Die Wiederherstellung des Stadtkanals 
mag aus Denkmalschutzgründen durchaus zu begrüßen sein. Dass die Sa-
nierung nun bereits 5 Jahre lang einen alltäglichen Hindernislauf verursacht, 

Zustand der Straßen und Wege um die 
Heilig-Geist-Straße verbessern

Lesen Sie weiter auf der folgenden Seite 22



Zustand der Straßen und Wege um die Heilig-Geist-Straße verbessern

Bürgervorschlag Nr. 18 

ist nicht akzeptabel. Nicht zu verstehen ist daher, dass für dieses Quar-
tier wohl weder im Rahmen der förderfähigen Stadtentwicklung noch im 
Zusammenhang mit dem Projekt „Potsdam Mitte / Neubau des Branden-
burger Landtages“ ein Sanierungskonzept vorgesehen ist. Dringend und 
kurzfristig sollte mindestens der Straßenbelag und Gehwege behinderten-
gerecht hergestellt und eine Einbahnstraßenregelung mit entsprechender 
Stellfläche für den ruhenden Verkehr eingerichtet werden. Einsparpotential 
an Haushaltsmitteln wird durch die Bündelung und Prozessoptimierung 
der Aufgabengebiete mit den Bereichen Denkmalpflege, Stadtplanung und 
Stadterneuerung gesehen. Eine professionelle Konzeptentwicklung dürfte 
auch die Einbeziehung von Förderprogrammen ermöglichen. Nicht zuletzt 
sollte das Engagement der im Quartier ansässigen EON AG sowie des För-
dervereins Stadtkanal eingeworben werden.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Dieser Vorschlag umfasst eine Bündelung von Aufgabenfeldern in verschie-
denen Zuständigkeiten, u.a. der Bereich Verkehrsanlagen, Bereich Grünflä-
chen, die Denkmalpflege und die Straßenverkehrsbehörde.
Über kleinteilige Baumaßnahmen im Rahmen der Straßenunterhaltung kann 
keine maßgebliche und zielführende Verbesserung erreicht werden. Es sind 

grundsätzliche Entscheidungen zur Querschnittsaufteilung, Materialwahl 
und der Oberflächenentwässerung zu treffen. 
Entstehende Kosten der Straßenbaumaßnahme müssen anteilig auf die 
beitragspflichtigen Anlieger nach Straßenausbausatzung der Stadt Pots-
dam umgelegt werden. Diese umfangreichen Straßenbaumaßnahmen 
sind bisher nicht im Investitionsprogramm vorgesehen.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Ca. 2.275.000 Euro

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein, frühestens ab der näch-
sten Investitionsplanung ab 2015ff, auf mindestens 5 bis 10 Jahre.

Grundlage der Umsetzung: 
BbgStrG und Straßenausbaubeitragssatzung
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Radweg zwischen Wetzlarer Straße und Stern erneuern

Bürgervorschlag Nr. 19

Vorschlag: 
Der Radweg entlang der Autobahnbrücke zwischen Stern und Schlaatz 
müsste dringend verbessert werden. Dieser Radweg von der Wetzlarer 
Straße (an Heiztrasse entlang) zum Stern wird von vielen Radfahrern ge-
nutzt und sollte dementsprechend ausgebaut werden.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Bei dem betreffenden Weg handelt es sich um einen Wartungsweg für die 
Energie und Wasser Potsdam GmbH (EWP). Dieser befindet sich über wei-
te Abschnitte im Privateigentum und ist daher kein offiziell gewidmeter Rad-
weg. Kleinteilige Verbesserungsmaßnahmen wurden in der vergangenen 
Zeit durchgeführt. Für einen Ausbau des Weges muss die Landeshaupt-
stadt Potsdam großflächig Eigentum erwerben. Eine Realisierung wird frü-
hestens im Jahr 2013 für wahrscheinlich gehalten und ist abhängig davon, 
wann der Grunderwerb abgeschlossen ist. Außerdem ist ein nicht unerheb-
licher planerischer Vorlauf notwendig.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Die Baukosten werden auf ca. 450.000 Euro geschätzt. Im Zuge der Priori-
tären des Radverkehrskonzeptes sind in der Route C bisher für das alterna-
tive Teilstück am Baggersee nur 25.000 Euro eingestellt. Es muss entweder 
ein Beschluss gefasst werden, welche Maßnahmen aus dem Programm 

Fahrradinfrastruktur bzw. dem diesen zu Grunde liegenden Radverkehrs-
konzept nicht bzw. zu einem späteren Zeitpunkt umgesetzt werden sollen 
oder es müssen die Mehrkosten in der entsprechenden Haushaltspla-
nung für 2013 berücksichtigt werden.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Ja, frühestens 2014.

Grundlage der Umsetzung: 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung „Prioritäten Radwegenetz“  
(DS 10/SVV/0928)
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Tierheim endlich bauen

Bürgervorschlag Nr. 20

Vorschlag: 
Es macht mich sehr wütend, dass Potsdam immer noch nicht fähig ist, ein 
Tierheim zu bauen. Es befand sich in einer der besten Lage im Wildpark. 
Wer kein Auto besitzt, konnte es immer erreichen. Man hätte es nach der 
Schließung sehr gut ausbauen können, weil dort viel Platz ist. Leider ist die 
Verwaltungsführung meines Erachtens nicht an einem Tierheim für Pots-
dam interessiert. Die Standorte, die jetzt vorgeschlagen werden, bringen 
keine Einigkeit. Es ist eine Schande!

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Bereits 2003 war der Landeshauptstadt Potsdam sowie dem damaligen 
Betreiber des Tierheims (dem Tierschutzverein Potsdam und Umgebung e. 
V.) bewusst, dass der Standort keine Dauerlösung sein konnte, da die vor-
handenen Flächen nicht mehr für eine artgerechte Tierhaltung ausreichten. 
Aus diesem Grunde wurden in den Folgejahren durch beide Seiten über 
20 in Frage kommende Grundstücke für einen neuen Tierheimstandort 
geprüft. Im gegenwärtigen Vergabe-/Verhandlungsverfahren werden zwei 
Standorte favorisiert, eines in Eiche (Weg nach Bornim), das andere Grund-
stück liegt in Fahrland (Kienhorststraße). 
In Abhängigkeit der Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung ist 
geplant, ab Herbst 2012 die Potsdamer Fund- und Verwahrtiere, welche 

zwischenzeitlich außerhalb Potsdams untergebracht werden mussten, 
wieder auf dem Stadtgebiet der Landeshauptstadt Potsdam unterzubrin-
gen.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Der günstigste Umsetzungsvor-
schlag wird derzeitig im Vergabe-/Verhandlungsverfahren ermittelt. 

Umsetzungszeitraum: In Abhängigkeit der Entscheidung der Stadtver-
ordnetenversammlung und dem laufenden Vergabe-/Verhandlungs- 
verfahren wird mit einem Betriebsbeginn ab Oktober 2012 gerechnet.

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung 
bereits vorgesehen? Abhängig von der Entscheidung der Stadtverord-
netenversammlung

Grundlage der Umsetzung: Das Vergabeverfahren ist noch nicht abge-
schlossen, entsprechende Gremienbeschlüsse der Stadtverordnetenver-
sammlung und des Ortsbeirates stehen noch aus. Mit einer Entscheidung 
wird Ende August 2011 gerechnet.
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Tierschutz - Ansprechpartner bei verletzten Wildtieren / Wasservögeln

Bürgervorschlag Nr. 21

Vorschlag: 
Ich bin für mehr Tierschutz in Potsdam. Das fängt natürlich mit einem Tier-
heim an, aber auch solange dieses noch nicht vorhanden ist, sollte es die 
Möglichkeit geben, Tieren zu helfen. Beim Ordnungsamt fühlt sich niemand 
zuständig, wenn man dort anruft und bittet, verletzte Wildtiere zu einem 
Arzt zu transportieren. Wer kann einem denn zur Zeit helfen, wenn man 
einen verletzten Schwan oder Enten findet? Eine solche Anlaufstelle ist 
dringend notwendig!

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Neben dem Jagdrecht und artenschutzrechtlichen Bestimmungen ergibt 
sich auch die Notwendigkeit der Versorgung von verletzten Tieren ein-
schließlich der Wildtiere aus Gründen des Tierschutzes und der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit.
Jagdbares Wild ist verpflichtend durch den Jagdausübungsberechtigten 
zu versorgen. Eine jeweils aktuelle Liste der Jäger liegt der Einsatzzentra-
le des Ordnungsamtes (Tel. Nr.: 0331/289-1642) vor. Sonstige Wildtiere 
oder jagdbares Wild auf öffentlichen Flächen in jagdlich befriedeten Be-
reichen liegen in der Zuständigkeit der Landeshauptstadt Potsdam, Wild 
auf Grundstücken beim Eigentümer.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: -

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -
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Kastrations- und Kennzeichnungspflicht für Katzen

Bürgervorschlag Nr. 22 

Vorschlag: 
Vorschlag zur Aufnahme folgender Formulierung in die Stadtordnung:
„Katzenhalter, die ihrer Katze Zugang ins Freie gewähren, haben diese zu-
vor von einem Tierarzt kastrieren und mittels Tätowierung oder Mikrochip 
kennzeichnen zu lassen. Dies gilt nicht für weniger als fünf Monate alte 
Katzen.“
Begründung: Katzen haben bei guter Pflege eine Lebenserwartung von ca. 
20 Jahren. Straßenkatzen werden im Schnitt nur 5 Jahre alt und leiden oft-
mals an Infektionen oder den Folgen von unbehandelten Verletzungen. Ein 
Katzenpaar bekommt im Schnitt 2 Würfe/Jahr mit je 2,8 Kätzchen/Wurf. 
Nach 10 Jahren ohne menschlichen Eingriff ergäbe das 80 Mill. Katzen. Die 
Tierschutzvereine sind finanziell und personell damit überfordert. Potsdam 
sollte den Beispielen Paderborns, Delmenhorst oder Bremen folgen.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Die Kastration und Kennzeichnung von Katzen, die Freigang haben bzw. 
nicht zur Zucht verwendet werden, ist aus den angeführten Gründen für die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit einschließlich des Tierschutzes zu be-
grüßen. Dieser allgemein bekannten Empfehlung kommen zunehmend die 
Katzenhalter nach und lassen neben der Kastration auch ihre gekennzeich-
neten Tiere in entsprechenden Registern eintragen. Diese Tendenz geht in 
die richtige Richtung und ist weiterhin durch die gezielte Arbeit der Tier-

schutzvereine, der Behörden und niedergelassenen Tierärzte zu fördern.
In die Kastrationsmaßnahmen werden auch verwilderte Katzen einbezo-
gen, die im Rahmen ehrenamtlicher Tierschutzarbeit versorgt werden. 
Dafür werden auch finanzielle Unterstützungen durch das Land Branden-
burg gewährt.
Diese Maßnahmen haben dazu geführt, dass derzeit für die Landeshaupt-
stadt Potsdam eingeschätzt werden kann, dass es keine nennenswerten 
Probleme mit freilebenden Katzenpopulationen gibt.
In Paderborn mit diesbezüglichen Problemen, wurde das sogenannte 
„Paderborner Modell“ entwickelt, das die Kastrations- und Kennzeich-
nungspflicht für Katzen vorsieht um die umfangreichen verwilderten Kat-
zenpopulationen mit den einhergehenden negativen Folgeerscheinungen 
einzudämmen. Seit 2008 existiert eine entsprechende ordnungsbehörd-
liche Verordnung. Es hat sich gezeigt, dass ein Vollzug in der Breite nicht 
möglich ist. Neben den von Ihnen dargestellten Problemen der Fest-
stellung der Eigentums- bzw. Halterverhältnisse und des Fehlens eines 
Katzenregisters lässt sich auch die Differenzierung zwischen kastrierten 
und nicht kastrierten Katzen praktisch nicht umsetzen. Weiterhin erge-
ben die Erfahrungen in Paderborn, dass eine allgemeine Verpflichtung 
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Kastrations- und Kennzeichnungspflicht für Katzen

Bürgervorschlag Nr. 22

zur Kastration und Kennzeichnung von Katzen rechtlich nicht belastbar ist. 
Abschließend muss festgehalten werden, dass in Paderborn kein positiver 
Effekt hinsichtlich der Eindämmung der verwilderten Katzenpopulation und 
rückläufiger Tierzahlen im Tierheim eingetreten sind.
Aufgrund der Einschätzung der Situation in der Landeshauptstadt Potsdam 
und der Paderborner Erfahrungen sind derzeit für die Landeshauptstadt  
keine diesbezüglichen Regelungen geplant.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Nicht abschätzbar

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -
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Hundeauslaufgebiet für Potsdam West

Bürgervorschlag Nr. 23

Vorschlag: 
Die Anzahl der Hunde in Potsdam steigt. In Babelsberg gibt es ein Hun-
deauslaufgebiet (an der Nutheschnellstraße/Babelsberger Park), das gern 
angenommen wird. In Potsdam West wäre ebenso eins angebracht. Ört-
liche Möglichkeiten gibt es einige.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Die Stadtverordnetenversammlung wurde im Juni 2008 mit der Drucksa-
che 08/SVV/0957 darüber unterrichtet, dass bei einer erweiterten Prüfung 
von städtischen Grundstücken in Abstimmung zwischen den Bereichen 
Allgemeine Ordnungsangelegenheiten, Untere Naturschutzbehörde, Pla-
nungsrecht, Grünflächen und dem Kommunalen Immobilien Service kein 
Flurstück ermittelt werden konnte, das für eine Ausweisung als Hundeaus-
laufgebiet geeignet wäre. 
Die Einrichtung eines weiteren Hundeauslaufgebietes ist demnach - auch 
nach aktuellem Stand - auf städtischen Flächen leider nicht möglich.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Aufgrund der Sachlage nicht ermittelt.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -



Konzept zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum

Bürgervorschlag Nr. 24 

Vorschlag: 
Angesichts der stetig steigenden Mieten in Potsdam wäre ein Konzept 
der Stadt für bezahlbaren Wohnraum dringend notwendig. Es kann nicht 
sein, dass ein großer Teil von langansässigen Mietern (auch zunehmend 
diejenigen mit Durchschnittseinkommen) in die Randgebiete von Potsdam 
verdrängt wird. Die Entwicklung eines entsprechenden kommunalen Pro-
grammes ist unabdinglich.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Die Notwendigkeit, zum Erhalt bzw. der Schaffung bezahlbaren Wohn-
raumes wurde in der Stadtverwaltung früh erkannt. Allerdings sind die 
Möglichkeiten der Stadt sehr begrenzt. Eine direkte Einflussnahme auf 
die Mietenentwicklung in der Stadt besteht nicht, da diese allein durch die 
Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches im Zusammenhang mit der 
jeweiligen Lage auf dem Wohnungsmarkt bestimmt wird. Die Sicherstellung 
ausreichender und angemessener Wohnbedingungen in den Kommunen 
ist maßgeblich auch eine Aufgabe des Landes.
Die Bemühungen der Stadt sind darauf gerichtet, ihren möglichen Beitrag 
zur Erhaltung preiswerter Wohnungen zu leisten, der auch im Stadtentwick-
lungskonzept Wohnen festgeschrieben wurde an dessen Umsetzung die 
Verwaltung bereits arbeitet.

So wird derzeit an der Erarbeitung eines kommunalen Wohnungsbau-
programmes gearbeitet. In diesem Zusammenhang wurde bereits seit 
01.01.2011 ein dreijähriges Modellprojekt zur Sicherung bezahlbarer 
Wohnungen gestartet.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Die Kosten für ein kommunales Wohnungsbauprogramm sind derzeit 
noch nicht absehbar und fallen noch nicht für den Haushalt 2012 an, da 
eine Entscheidung, ob ein solches Programm aufgelegt werden soll, noch 
aussteht. Das Modellprojekt zur Sicherung bezahlbarer Wohnungen ist für 
die gesamte Laufzeit mit 250.000 Euro ausgestattet.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Ja teilweise. Das Modellprojekt 
läuft bereits seit 01.01.2011 mit einer Laufzeit von 3 Jahren.

Grundlage der Umsetzung:
Vereinbarung der Stadt mit der PRO POTSDAM
„Stadtentwicklungskonzept Wohnen“ (STEK) Drucksache 09/SVV/0778
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Besserer Betreuungsschlüssel für Kitas

Bürgervorschlag Nr. 25

Vorschlag: 
Ich schlage eine Veränderung des Betreuungschlüssels vor, so dass die 
Zeit die ein/e Erzieher/in mit pflegerischen und versorgenden Tätigkeiten 
verbringt nicht die komplette Zeit mit den Kindern verschlingt, sondern 
eben noch Zeit für pädagogische Arbeiten und Wertschätzung des Kindes 
und seine Leistungen und Zeit für Bedürfnisbefriedigung der Kinder bleibt. 
Die Kita ist als Bildungseinrichtung zu sehen und soll gesellschaftliche Dif-
ferenzen minimieren, dazu ist mehr pädagogisches Personal notwendig, 
sowie eine umfangreiche finanzielle Ausstattung für eine Umsetzung der 
Bildungsarbeit und dem Gerechtwerden des einzelnen Kindes, durch Aus-
flüge, Durchführung von Experimenten usw.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Die Zuständigkeit für die Festsetzung des Betreuungsschlüssels in Kitas 
obliegt dem Land Brandenburg. 
Jede Erhöhung des Personalschlüssels ist mit Zuwendungen für Personal-
kosten verbunden, die durch die Landeshauptstadt zusätzlich zu den der-
zeitigen / aktuellen Kosten bereitzustellen sind. Der Elternbeitrag entspricht 
dabei nur einem Bruchteil der tatsächlichen Kosten.
Das Land hat vor kurzem den Personalschlüssel positiv verändert. Weitere 
Veränderungen sind zur Zeit nicht finanzierbar.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Die Verbesserung des Betreuungsschlüssels von 1:7 auf 1:6 im Krippen-
bereich (0-3 Jahre)  und von 1:13 auf 1:12 im Vorschulbereich (3-6 Jahre) 
zog eine Erhöhung der Folgekosten (zuzüglich zu den jährlich aufgewen-
deten Mittel von 60 Mill. Euro) von 3,5 Mill. Euro in Form von Mehrzu-
schüssen der Ladneshauptstadt an Freie Träger nach sich.  

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Ja, seit  1.10.2010.

Grundlage der Umsetzung: Novelle des Kita- Gesetzes des Landes 
Brandenburg 10/2010 und damit im Zusammenhang stehende Ände-
rung der §§10,16 (Gruppenstärke / Bezuschussung) 
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Zentrale Anlaufstelle für Bürgeranliegen

Bürgervorschlag Nr. 26

Vorschlag: 
Ich finde es sinnvoll, wenn es eine zentrale Anlaufstelle für Verbesserungs-
möglichkeiten der Potsdamer Bürgerschaft geben würde. Im Rahmen des 
Bürgerhaushalts passiert dies nur zu einem bestimmten Zeitraum. Diese 
Anlaufstelle sollte als Schaltzentrale zur Weitergabe der Bürgeranregungen 
an die entsprechenden Fachbereiche dienen und über das gesamte Jahr 
Anregungen entgegen nehmen. 

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Potsdam kann beim Thema Bürgerbeteiligung auf vorhandene Strukturen 
und Erfahrungen aufbauen. Um diese zu bündeln und als Servicestelle zu 
dienen ist die Bildung eines Büros für Bürgerbeteiligung im Geschäfts-
bereich des Oberbürgermeisters geplant. Dafür werden zwei neue Perso-
nalstellen geschaffen. Das Büro wird folgende Aufgaben erhalten: Leitung 
einer verwaltungsinternen Arbeitsgruppe, Durchführung von Stadtteilkonfe-
renzen und repräsentativen Befragungen, Unterstützung der Fachbereiche 
bei allen Fragen der „Bürgerkommune Potsdam“, Ansprechpartner für die 
Bürgerinnen und Bürger, Schaffung einheitlicher Standards für Bürgerbe-
teiligungsprojekte.
Zur konkreten Ausgestaltung des gesamten Bürgerbeteiligungskonzeptes 
wird im III. Quartal 2011 ein Workshop mit Experten und Stadtverordneten 
durchgeführt. 

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
40.000 Euro Sachkosten pro Jahr sowie 2 Personalstellen

Umsetzungszeitraum: 
2011 ff

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung bereits 
vorgesehen? Ja, teilweise. Das Büro für Bürgerbeteiligung ist nicht als 
einzige Anlaufstelle für Bürgeranregungen gedacht. Die Entgegennahme 
von Bürgervorschlägen zu Fachplanungen verbleibt – auch aus gesetz-
lichen Gründen – in den Fachbereichen.

Grundlage der Umsetzung: 
Mitteilungsvorlage des Oberbürgermeisters an die Stadtverordnetenver-
sammlung (DS 11/SVV/0287)
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Offene Daten / Open Data bereitstellen

Bürgervorschlag Nr. 27

Vorschlag: 
Im digitalen Zeitalter werden Informationen und Daten und damit Wissen im-
mer wichtiger. Der frei und offene Zugang der Allgemeinheit zu diesem Wis-
sen ist eine Voraussetzung für aufgeklärte Entscheidung und damit für unsere 
Demokratie. Darüber hinaus ist der Zugang zu „offenem Wissen“ und damit 
die Freiheiten dieses Wissen zu nutzen, weiterzuverarbeiten, zu mischen und 
weiterzuverbreiten von großer ökonomischer Bedeutung und eine Triebfeder 
für wissenschaftliche und witschaftliche Innovationen und damit für gesell-
schaftlichen Fortschritt. Die Landeshauptstadt Potsdam möge prüfen, wel-
che - erhobenen und aus Steuergeldern bezahlte - Daten der Allgemeinheit 
kostenfrei zur Verfügung gestellt werden können, um die Innovationskraft der 
Bürgerinnen und Bürger zu nutzen, mit diesen Daten neue Anwendungen zu 
entwickeln und für einen Wissenszuwachs sorgen zu können.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Daten werden in der Landeshauptstadt Potsdam auf der Grundlage geltender 
Gesetze in Fachverfahren erhoben und gespeichert. In der Regel entstehen 
die Daten durch Dienstleistungen der Stadtverwaltung oder durch die Fall-
bearbeitung der Ordnungsbehörden. Die Daten werden in Registern (Fach-
verfahren) als personenbezogene Datensätze gespeichert. Diese dürfen nur 
für den Zweck der Fallbearbeitung benutzt werden. Über Statistikgesetze 
und Satzungen der Stadtverordnetenversammlung besteht die Möglichkeit, 
die Register statistisch anonymisiert auszuwerten und der Öffentlichkeit zu-
zuführen. In Potsdam erfolgt dies durch eine besonders abgeschottete Sta-

tistikstelle, die vom Verwaltungsvollzug organisatorisch getrennt ist. Die Er-
gebnisse stehen der Öffentlichkeit maschinenlesbar unter www.potsdam.
de/statistik zur Verfügung. Weiterhin erfolgt eine Datenbereitstellung für wei-
terführende wissenschaftliche Analysen, die der allgemeinen Öffentlichkeit 
(entsprechend Datenschutzgesetz) nicht zur Verfügung steht. Das Potsda-
mer Statistikamt zählt deutschlandweit zu den Stellen, die der Öffentlichkeit 
die umfangreichsten statistischen Daten zur Verfügung stellt.
Neben den genannten Datenbeständen werden noch weitere (beispiels-
weise Daten im Finanz- und Personalwesen) erhoben. Mithilfe dieser Daten 
werden gesetzlich geforderte unveränderbare Dokumente wie der Haus-
haltsplan oder Stellenplan erstellt. Aus diesen „Registern“ werden derzeit 
keine statistischen Analysen, die maschinenlesbar sind, produziert. Die 
Möglichkeit würde bestehen, wie es beispielsweise andere Städte (Leipzig) 
auf ihren Internetseiten präsentieren. In Potsdam stehen derzeit dafür keine 
Ressourcen zur Verfügung. Es gibt dafür bisher auch keine entsprechenden 
Satzungen der Stadtverordnetenversammlung.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Derzeitig nicht ermittelt. Abhängig 
vom Umfang der Daten.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? Ja, zum Teil.

Grundlage der Umsetzung: SVV-Satzung zur entsprechenden Statistik
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Freie Software für Potsdam

Bürgervorschlag Nr. 28

Vorschlag: 
Die Stadt Potsdam möge beschließen, in Schulen, Verwaltungen und an 
anderen Stellen, wo Computer gebraucht werden, teure Betriebssysteme 
zugunsten von Open Source Betriebssystemen auszuwechseln. Die Le-
benszyklen von Rechnern in Büros werden immer kürzer - auch weil die zu-
meist eingesetzten Betriebssysteme (MS Windows) immer mehr Rechner-
kapazitäten verlangen. Dadurch werden Computer immer schnell veraltet 
und tragen zu den Müllbergen bei. Mit freien Betriebssystemen (wie Linux) 
ist die Gefahr durch Viren und Würmer niedriger und auch alte Rechner 
laufen schnell und zuverlässig. Deshalb lohnt es sich, in Büros, Schulen und 
Bibliotheken umzustellen. Einhergehen damit muss auch eine umfassende 
Schulung der Mitarbeiter. Nach den anfänglich damit verbundenen Kosten 
werden die Einsparpotenziale erheblich sein. Lizenzgebühren entfallen, die 
einzigen Kosten entstehen durch Support, der auch von lokalen mittelstän-
dischen Unternehmen geleistet werden kann und somit die Wertschöpfung 
in der Region erhalten würde. Eventuell kann sich die Stadt diesbezüglich 
auch mit anderen Städten zusammentun, bzw. von anderen Kommunen 
lernen, die die Umstellung schon hinter sich haben. Hier sei München ge-
nannt oder die französische Gendarmerien, die bereits mehrere Millionen 
jährlich spart. 

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Prinzipiell muss festgestellt werden, dass der Bereich Informationstechnik 
in der Stadtverwaltung Potsdam überall da Open Source Software in der 
IT-Infrastruktur einsetzt, wo unverkennbar ein Mehrwert entsteht.
Die Nutzung anderer Betriebssysteme ist durch die in der Verwaltung ein-
gesetzten Fachverfahren notwendig. Dabei handelt es sich um ca. 87 
Fachverfahren, die zum größten Teil nur mit dem Windows-Betriebssy-
stem kompatibel sind. Somit bedingen diese Fachverfahren die Verwen-
dung von Windows auf der PC-Arbeitsplatzebene. 
Die Kosten für das MS Windows-Betriebssystem werden durch die OEM-
Variante (Lizenzvariante) minimiert. Weiterhin sei darauf verwiesen, dass 
die durchschnittliche Nutzungsdauer der in der Verwaltung benutzten PC 
ca. 7,2 Jahre beträgt.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Aufgrund der Sachlage derzeitig nicht ermittelt.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -
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Budget für den Bürgerhaushalt einrichten

Bürgervorschlag Nr. 29 

Vorschlag: 
1. Ab der nächsten Planungsperiode sind mindestens 1% aller Einnahmen 
der Stadt Potsdam als Budget für den Bürgerhaushalt zu reservieren. 2. 
Das Budget des Bürgerhaushalts teilt sich in 50% für regionale Anliegen 
gemäß des Einwohneranteils und 50% für stadtübergreifende Anliegen. 3. 
Unverbrauchte Anteile des Budgets verfallen nicht, sondern fließen auto-
matisch in den Bürgerhaushalt zurück. Dies gilt auch jahresübergreifend. 
Begründung: Ein Bürgerhaushalt ohne Budget zur Umsetzung von Pro-
jekten macht keinen Sinn und ist eher kontraproduktiv, da er nicht motivie-
rend, sondern frustrierend auf die Bürger wirkt. Daher ist es erforderlich, 
dass von vornherein Mittel für den Bürgerhaushalt reserviert werden. Zu-
sätzlich ist es sinnvoll ein Teil des Budgets für einzelne Ortsteile aufzuteilen, 
so dass der Nutzen des Bürgerhaushalts für alle Bürger unmittelbar in ihrem 
Umfeld „begreifbar“ wird und sie auch zukünftig zur Teilnahme motiviert.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Das Konzept zur Durchführung des Potsdamer Bürgerhaushalts wurde  
in 2007 durch die „Lenkungsgruppe - AG Bürgerhaushalt“, die sich aus 
Vertretern der Fraktionen der Stadtverordnetenversammlung (SVV) und der 
Verwaltung zusammensetzt, erarbeitet. Eine Aktualisierung durch dieses 
Gremium erfolgte in 2010. Dabei wurden die unterschiedlichen Vorschlä-
ge zur zukünftigen Durchführung des Bürgerhaushalts und auch das Für 

und Wider eines Budgets diskutiert. Im April 2011 wurde das angepasste 
Konzept mehrheitlich durch die SVV beschlossen. Ein weiterer Antrag zur 
Einführung von „Quartierfonds“ mit einer Gesamtausstattung, wie vom 
Vorschlageinbringer gefordert, wurde von der SVV abgelehnt.
Ein Budget in Höhe von einem Prozent der Erträge würde am Beispiel 
2011 die Bereitstellung eines Betrags in Höhe von 4,6 Mio. Euro bedeu-
ten. Allerdings ist umstritten, ob die Einstellung eines Budgets haushalts-
rechtlich bei einem unausgeglichenem Haushalt zulässig ist. Der Betrag 
kann daneben grundsätzlich nicht ohne Einhaltung des Budgetrechts der 
Stadtverordnetenversammlung verwendet werden. 
Der Vorschlag zur Teilung eines Budgets auf stadtteilbezogene und ge-
samtstädtische Maßnahmen würde eine deutliche Ausweitung des Be-
teiligungskonzepts oder die Ergänzung um zusätzliche Komponenten 
nach sich ziehen. Ein ähnliches Anliegen wurde ebenfalls bereits in der 
„Lenkungsgruppe - AG Bürgerhaushalt“ diskutiert. Die Lenkungsgruppe 
sprach sich für die Beibehaltung des gesamtstädtischen Ansatzes des 
Bürgerhaushalts aus. Die Verwaltung wurde jedoch weitergehend beauf-
tragt, zum nächstmöglichen Zeitpunkt ein geeignetes ergänzendes Ver-
fahren zum Bürgerhaushalt zu entwickeln. Zu diesem Zweck sollen drei 
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Budget für den Bürgerhaushalt einrichten

Bürgervorschlag Nr. 29

Pilotprojekte durchgeführt werden: in einem Ortsteil und in zwei Stadtteilen, 
von denen in einem bereits (Entscheidungs-)Strukturen, wie zum Beispiel 
in Drewitz oder am Schlaatz bestehen. Über den finanziellen Umfang so-
wie mögliche Verteilungsschlüssel von Stadtteilbudgets wurde noch keine 
Entscheidung getroffen. Hierbei müsste zunächst geklärt werden, inwieweit 
auch Stadt-  und Ortsteile mit einer geringen Einwohnerzahl ausreichend 
berücksichtigt werden. Die nächste Sitzung der Lenkungsgruppe ist für 
Anfang September 2011 vorgesehen. Mit dem Beginn der Erarbeitung 
eines den Bürgerhaushalt ergänzenden Konzepts für Stadtteilbudgets ist 
frühestens ab Anfang 2012 (nach Beendigung des Bürgerhaushalts 2012) 
zu rechnen. 

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Im Haushalt der Stadt sind insgesamt 461 Mio. Euro Erträge für 2011 gep-
lant. Die Bereitstellung eines Budgets in Höhe von einem Prozent der Erträ-
ge ließe sich nicht mit einem anausgeglichenen Haushalt vereinbaren und 
würde eine zusätzliche Erhöhung des Defizits um 4,6 Mio. Euro bedeuten, 
da vorerst keine Deckungs- bzw. Ertragsquelle benannt werden kann. 
Von diesem Betrag könnten jedoch keine Investitionen beglichen werden. 
Im investiven Bereich rechnet die Landeshauptstadt Potsdam für 2011  mit 

ca. 27 Mio. Euro, die als Eigenmittel (investiven Schlüsselzuweisungen 
und Einnahmen aus Vermögensveräußerungen) zur Verfügung stehen. 
Dieser Betrag wird jedoch bereits zur Finanzierung von geplanten Inve-
stitionen eingesetzt. Eine Bereitstellung von investiven Geldern müsste 
sich stets auf das Ende der Planungsperiode (4 Jahre Vorlauf) beziehen. 
Anteilig für 2011 entspräche ein Prozent etwa 270.000 Euro. 
Die unter Drittens vorgeschlagene Übertragung der nicht verwendeten 
Mittel findet ihre Grenzen im Haushaltsrecht. Im Ergebnishaushalt ist zwar 
eine Übertragung generell möglich, diese ist aber auf das folgende Haus-
haltsjahr begrenzt. Die Übertragung von investiven Mitteln ist nur bis zur 
Beendigung der Maßnahme (zweckgebunden) möglich.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -
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Buslinie 693 wieder durchgängig bis Johannes-Kepler-Platz

Bürgervorschlag Nr. 30

Vorschlag: 
Es wird vorgeschlagen, die Buslinie 693 wieder durchgängig bis zum Jo-
hannes-Kepler-Platz über das Stern-Center ins Liniennetz aufzunehmen. 
Verspätungen, die zur Kappung der Buslinie führten, bestehen nach wie 
vor. Erwartungen wurden nur eingeschränkt erfüllt und führten zu erheb-
lichen Nachteilen für Behinderte, Rollstuhlfahrer, ältere Bürger sowie Mütter 
mit Kinderwagen. Geplante Wartezeiten von 5 und 11 Minuten sind nicht 
vertretbar. In Richtung Küssel kommt es wiederholt zu Wartezeiten von 18 
Minuten! Ohne mehrmals umzusteigen oder längere Strecken fußläufig zu-
rückzulegen ist das Einkaufscenter nicht zu erreichen. Geringfügige Ver-
spätungen im Bus sitzend sind das kleinere Übel. Zur Realisiierung dieses 
Vorschlags sollte gespart werden bei Überangeboten im Busliniennetz 
(Friedrich-Engels-Str. 4 Buslinien, Babelsberg Nord 2 Buslinien).

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Für das Liniennetz ist auf Grundlage des Nahverkehrsplans das beauftragte 
Nahverkehrsunternehmen (ViP) zuständig. Der öffentliche Nahverkehr ist in 
einer Stadt von der Größe Potsdams ein komplexes System, dass unzäh-
lige Verknüpfungspunkte aufweist. Ein solches System kann durch nicht 
kalkulierbare Schrankenschließzeiten erheblich gestört werden. So wurde 
für den Bahnübergang an der Großbeerenstraße die alternative Linienfüh-

rung über die Nutheschnellstraße gewählt, die leider zu Fahrzeitverlänge-
rungen führte, aber Stabilität in das Gesamtsystem brachte.
Eine solche Alternative besteht derzeit für den Bahnübergang Rehbrücke 
nicht. Aus diesem Grunde wurde die Variante der Brechung der Linie 693 
gewählt, um die erforderliche Stabilität zu erreichen und Anschlüsse zu 
sichern. Dass dies noch nicht perfekt gelungen ist, liegt zum Einen an 
den beiden harten Winterperioden und zum Anderen nach wie vor an 
den Schrankenschließzeiten selbst. Eine durchgehende Verbindung wür-
de wiederum einen Mehraufwand an Fahrzeugen und Personal erfordern 
sowie das System instabil werden lassen und dann unweigerlich an ande-
rer Stelle Anschlussverluste oder längere Wartezeiten hervorrufen, wovon 
mehr Fahrgäste betroffen wären. 
Eine Einsparung an anderer Stelle im Busnetz würde diesem Problem im 
Gesamtsystem nicht helfen.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: -

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -
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Bürgervorschlag Nr. 31
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Bessere Abstimmung von Tram (94) und Bus (606 / 694)

Vorschlag: 
An mehreren Umstiegspunkten aus/in Richtung Babelsberg entstehen oft 
ärgerlich lange Wartezeiten. Da der Verkehr in Potsdam ja in Zukunft verstär-
kt öffentlich diskutiert werden soll (was aus meiner Sicht auch sehr sinnvoll 
ist), würde eine Optimierung der Umstiegszeiten bei Tram und Bussen (bes-
ser noch wäre auch die Abstimmung mit S- und Regionalbahn) sicher dazu 
beitragen, den Öffentlichen Nahverkehr attraktiver werden zu lassen. 
Hier einige Beispiele: Verkürzung der Wartezeiten an der Haltestelle Fonta-
nestraße bei Umstieg von Bahn 94 auf Bus 694 // am Platz der Einheit von 
Bahn 94 auf Bahnen in Richtung Bornstedter Feld // an der Haltestelle Holz-
marktstraße in Richtung Glienecker Brücke // an der Haltestelle S-Bahnhof 
Babelsberg Abstimmung von S-Bahn und Tram etc.
Fahren Sie mal mit dem Bus 606 von Potsdam-Golm nach Babelsberg: 
Beim Umsteigen in den Bus 694  sehen Sie grundsätzlich die Rücklichter 
des 694er Busses. Die Tram 96 ist auch weg. Die 94 fährt woanders. Man 
hat keine Chance.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Für das Liniennetz ist auf Grundlage des Nahverkehrsplans das beauftragte 
Nahverkehrsunternehmen (ViP) zuständig. Der Öffentliche Personennah-
verkehr (ÖPNV) ist in einer Stadt von der Größe Potsdams ein komplexes 
System, das auch sehr stark mit Berlin verknüpft ist. Aus dieser Sicht wird 
– wie im Nahverkehrsplan vorgegeben – der städtische ÖPNV (Tram und 
Bus) prioritär auf S-Bahn und Regionalbahn ausgerichtet, soweit dies die 

unterschiedlichen Takte zulassen. In der zweiten Hierarchiestufe wird der 
Hauptträger des Potsdamer ÖPNV – die Tram – auf- und untereinander 
abgestimmt (möglichst einheitliche Vertaktung) und anschließend darauf der 
Busverkehr auf die Tram und dann untereinander abgestimmt. 
Aufgrund der vielen zuvor genannten vielfältigen Verknüpfungen im Stadt-
gebiet ist es unmöglich, jede mögliche Umsteigebeziehung zeitnah zu rea-
lisieren. Daher wird auch beim unabwendbaren Umstieg der Schwerpunkt 
vor allem auf stark nachgefragte Relationen gelegt. Daher ist erklärlich, dass 
Wartezeiten in weniger stark nachgefragten Beziehungen Unmut hervorru-
fen. Eine Verschiebung von Fahrzeiten würde dann unweigerlich an anderer 
Stelle Anschlussverluste oder längere Wartezeiten hervorrufen, wovon mehr 
Fahrgäste betroffen wären.
Eine Möglichkeit ist, sich alternative Möglichkeiten entweder aus dem Fahr-
planheft (-flyer) oder dem Internet anzeigen zu lassen, die Fahrgäste aus 
Gewohnheit oft nicht kennen (z.B. das Umsteigen von Babelsberg zum 
Bornstedter Feld nicht am Platz der Einheit vornehmen, sondern am Alten 
Markt und umgekehrt).

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: -

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -



Drei- bzw. Sechsmonatskarten im Nahverkehr anbieten

Bürgervorschlag Nr. 32

Vorschlag: 
Als Ergänzung zum Fahrradkonzept der Stadt Potsdam, wäre es sinnvoll 
für die Wintermonate ein ÖPNV-Abo mit 3 bzw. 6 Monaten Laufzeit anzu-
bieten. Dann könnte es der Stadt gelingen, noch mehr Bürger zu animieren, 
mit dem Fahrrad und dem ÖPNV zu fahren.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Halbjahresabonnements bzw. ähnliche Angebote mit kürzerer Laufzeit 
werden gegenwärtig nicht angeboten, da solche Tarifangebote das beste-
hende 12-Monats-Abonnement unterlaufen würden. Es gibt im Laufe des 
Jahres saisonbedingte Schwankungen bei den ÖPNV-Nutzern. So sind in 
den Wintermonaten entsprechend mehr Personen mit Bussen und Bahnen 
unterwegs. Zu diesen Verkaufsspitzen – und das zeigen die Verkaufsstati-
stiken im Verkehrsverbund Berlin / Brandenburg – werden zum größten Teil 
Einzelfahrausweise und Monatskarten erworben. Das Ziel ist es jedoch, die 
Fahrgäste ganzjährig an den ÖPNV zu binden. Aus diesem Grund wurden 
gerade in Potsdam diese Abonnements im Vergleich erheblich reduziert, 
um Kunden zu gewinnen. In Potsdam lohnt es sich bereits nach 17 Fahrten 
im Monat ein Abonnement abzuschließen. Mit der Einführung von Viertel- 
und Halbjahresabonnements würde der Kunde zudem zu Beginn z. B. des 
Winterhalbjahres jedes Jahr erneut vor eine Kaufentscheidung gestellt wer-

den, ohne dass die Verkehrsunternehmen die Sicherheit haben, dass die 
Kunden sich wirklich an den ÖPNV binden.
Diese Forderung würde aus den genannten Gründen im Rahmen des 
Tarifverbundes Berlin-Brandenburg, dem alle öffentlichen Brandenburger 
und Berliner Verkehrsunternehmen angehören, keine Mehrheit finden. 

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Gegenwärtig nicht bezifferbar.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -
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Kostenloser Nahverkehr bei Ausflügen von Schulen und Kitas

Bürgervorschlag Nr. 33

Vorschlag: 
Der kostenlose Nahverkehr soll bei Kita-Gruppen für alle Kinder gelten. 
Also auch für die Kinder, die schon das 6. Lebensjahr vollendet haben. Die 
schon sechsjährigen Kinder würden dann bei Ausflügen nicht sagen müs-
sen, sie seien noch 5 Jahre alt, um das Fahrgeld zu sparen. Für Kinder und 
Erzieher ist es schon aufregend genug, sich auf den Straßenverkehr, den 
Bus oder die Straßenbahn zu konzentrieren. 
Für Erzieher, Lehrer und begleitende Eltern sollte der Nahverkehr bei Aus-
flügen kostenlos sein. Gerade die begleitenden Eltern kommen freiwillig mit, 
um die Lehrer und Erzieher bei den Unternehmungen zu unterstützen und 
sollten dann nicht noch Fahrgeld zahlen müssen.
Alle Lehrer sollten ein Informationsblatt erhalten, auf welche Weise und bei 
welcher zuständigen Stelle sie kostenlosen Nahverkehr für ihre Schulklas-
sen bei Ausflügen beantragen können. Nicht alle Lehrer sind darüber genü-
gend informiert. Aus eigener Anschauung kann ich berichten, wie mühsam 
es selbst für erfahrene Klassenlehrer sein kann, in der fahrenden Straßen-
bahn für einzelne Kinder am Automaten Fahrscheine zu besorgen und ihre 
Klasse gleichzeitig nicht aus den Augen zu lassen.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Die im Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg geltenden Tarifbestimmungen 
sind die Grundlage für die Beförderung von Personen im öffentlichen Nah-

verkehr. In diesem ist die Altersgrenze entsprechend festgelegt. Der Ver-
kehrsbetrieb Potsdam GmbH (ViP), als städtisches Unternehmen, handelt 
nach diesen Tarifbestimmungen, geht jedoch genau mit dieser Regelung 
kulant um. Sechsjährige Kindergartenkinder werden ebenso kostenlos 
befördert wie die weiteren Gruppenmitglieder unter 6 Jahren. Soziallei-
stungsempfänger können die Fahrtkostenerstattung für eintägige Ausflü-
ge beim Sozialamt über das Bildungs- und Teilhabepaket beantragen. 
Für die kostenlose Beförderung von Schulklassen einschließlich Lehrern 
und begleitenden Eltern bei Ausflügen gibt es keine rechtliche Grundlage. 
Zumindest die Lehrer können ihre Aufwendungen bei Ihrem Arbeitgeber 
(Staatliches Schulamt Brandenburg) über einen Dienstreiseauftrag gel-
tend machen. 
Anders verhält sich der Sachverhalt bei der Beförderung für Grundschüler 
bei Projekt- und Thementagen. An diesen nehmen jedoch keine Eltern 
teil. Die Schule sichert die Aufsicht ab und nimmt eine entsprechende 
Benotung der Schüler vor. Projekt- und Thementage sind Unterricht, 
so dass die notwendigen Fahrtkosten – entsprechend § 110, Absatz II, 
Punkt 5 des Brandenburgischen Schulgesetzes – finanziert werden. Die 
Schulen können hierfür die entsprechenden Anträge zur Finanzierung der 
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Nahverkehr: Wartehaus für Fahrland (Eisbergstücke)

Bürgervorschlag Nr. 34

Beförderung zu Unterrichtsorten außerhalb der Schule an den Fachbereich  
Bildung und Sport stellen. Nach Prüfung der Anträge stellt der Fachbereich 
den Schulen die erforderlichen Fahrausweise zur Verfügung. Es besteht die 
Möglichkeit, die Schulleiter in den jährlichen Schulleitertagungen regelmä-
ßig über diese Möglichkeit zu informieren.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: -

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist 
die Umsetzung bereits vorgesehen? -

Grundlage der Umsetzung: 
Tarif des Verkehrsverbunds Berlin-Brandenburg (VBB) sowie Drucksache  
11/SVV/0324 „Bildungs- und Teilhabepaket nach dem SGB II und XII“ und 
§ 110, Absatz II, Punkt 5 des Brandenburgischen Schulgesetzes
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Vorschlag: 
Es sollte ein Wartehaus für die Bushaltestelle in Fahrland (Eisbergstücke) 
geben. Gegebenenfalls könnte ein altes Wartehaus genutzt werden, das 
woanders abgebaut wurde.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Im Rahmen des behindertengerechten Ausbaus von Haltestellen ist 
nunmehr die Nachrüstung der Bushaltestelle Eisbergstücke (in Richtung 
Wohngebiet) in die Prioritätenliste für das Jahr 2012 aufgenommen wor-
den.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 10.000 bis 15.000 Euro

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Ja, 2012. 

Grundlage der Umsetzung:
Nahverkehrsplan der Landeshauptstadt Potsdam

Nahverkehr: Kostenloser Nahverkehr bei Ausflügen...

Bürgervorschlag Nr. 33 

Fortsetzung von Seite 38



Geschwindigkeitsbegrenzung in Uetz (Höhe Siedlung)

Bürgervorschlag Nr. 35 

Vorschlag: 
Ab dem Ortsausgangsschild von Uetz in Richtung Paretz ist eine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung von 80 km/h vorgeschrieben. Da die Fahrzeuge 
aus Uetz und besonders aus Richtung Paretz diese teilweise erheblich 
überschreiten, kommt es zur starken Lärmbelästigung in Höhe der Staße 
„Siedlung“, was noch durch einen falschen Asphaltbeleg (Split in Teer) ver-
stärkt wird. Sich annähernde Fahrzeuge aus Richtung Paretz erzeugen 
Geräusche, als wenn sich ein Düsenjet nähern würde. Da es in der Vergan-
genheit auch zu Verkehrsunfällen in diesem Bereich kam, bitten wir um eine 
Reduzierung der Höchstgeschwindigkeit ab dem Ortsausgangsschild Uetz 
in Richtung Paretz auf 50 km/h. Aus der Richtung Paretz müsste diese be-
reits ca. 500 m vor dem besagten Bereich erfolgen. Da dieser Wohnbereich 
zur Stadt Potsdam gehört, finden wir eine Geschwindigkeitsbegrenzug als 
angemessen. Desweiteren wäre darüber nachzudenken, ob man in abseh-
barer Zeit den Asphaltbelag austauschen müsste.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Bei diesem Aufgabenfeld handelt es sich um eine Pflichtaufgabe, welche 
die Landeshauptstadt Potsdam unter gleichmäßiger Anwendung bundes-
einheitlicher Gesetze und Vorschriften auszuführen hat. Dennoch kann 
die Landeshauptstadt Potsdam nach Prüfung des Vorschlags durch die 
Straßenverkehrsbehörde folgende Mitteilung geben: Für die Beurteilung 

des Verkehrslärms kommt die Lärmschutzrichtlinie Straßenverkehr in An-
wendung, welche eine entsprechende Orientierungshilfe zu gebotenen 
Verkehrsbeschränkungen gibt. Aus dieser Richtlinie geht hervor, dass 
für den vorliegenden Untersuchungsbereich mit durchgehend anzutref-
fender Wohnbebauung, die Grenzwerte tags 70dB(A) und nachts 60dB 
(A), für allgemeine Wohn- und Kleinsiedlungsgebiete gelten. Diese Werte 
gelten als anspruchsvolle Herausforderung. Hinsichtlich der beanstande-
ten Lärmentwicklung in dem betreffenden Bereich der L 92, kann davon 
ausgegangen werden, dass bei dem derzeit für diese Landesstraße sehr 
geringem Verkehrsaufkommen und der bereits auf 80 km/h beschränkten 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit, in Bezug auf die straßenferne Wohn-
bebauung (diese örtliche Lage ist maßgebend), lärmschutzrelevante Wer-
te nicht annähernd erreichbar sind.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: -

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: StVO, Lärmschutzrichtlinie Straßenverkehr  
(Angelegenheiten zur Regelung des Straßenverkehrs werden als Pflicht-
aufgabe zur Erfüllung nach Weisung von der zuständigen Straßenver-
kehrsbehörde als untere Landesbehörde bearbeitet.)
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Ausbau Einkaufszentrum Fahrland

Bürgervorschlag Nr. 36

Vorschlag: 
Im Sinne einer Verkehrsvermeidung und somit Umweltschutzes sollte das 
„Einkaufszentrum“ in Fahrland (zur Zeit bestehend lediglich aus REWE und 
Bäcker) ausgebaut werden. Insbesondere sollten Ärzte (Stichwort „Land-
arzt“) als auch eine Apotheke sowie weitere kleinere Einkaufsmöglichkeiten 
ausgebaut werden.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Mit dem Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt Potsdam wurde für 
den Ortsteil Fahrland mit der Festlegung eines zentralen Versorgungsbe-
reichs durch die Stadt die planerischen Voraussetzungen für die Weiter-
entwicklung des bestehenden Zentrums geschaffen. Innerhalb dieses 
zentralen Versorgungsbereichs ist die Ansiedlung von weiteren Handels-
einrichtungen, Dienstleistungen usw. zulässig und möglich. Die Ansiedlung 
weiterer Läden, Ärzte usw. sind durch rein unternehmerische Entschei-
dungen und private Investitionen möglich. 

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Unternehmerische und private Investitionen

Umsetzungszeitraum:
Offen. Abhängig von der Entscheidung privater Investoren. 

Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder ist die Umsetzung bereits 
vorgesehen? Ja, die planerischen Voraussetzungen für private Investiti-
onen sind geschaffen.

Grundlage der Umsetzung: 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung zum „Einzelhandelskon-
zept“ vom 10.09.2008 (DS 08/SVV/0415)
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Einkaufsmöglichkeiten im Friedrichspark schaffen

Bürgervorschlag Nr. 37 

Vorschlag: 
Die Landeshauptstadt Potsdam hat vor der Eingemeindung des Amtes 
Fahrland in das Stadtgebiet erfolgreich verhindert, dass sich im Fried-
richspark Gewerbe des Einzelhandels ansiedeln konnte. Seit 2003 sind 
mehrheitlich die Gemeinden des Amtes der Stadt  zugeordnet und erfreuen 
sich stetem Zuzug. Nicht adäquat wuchsen dagegen die Einkaufsmöglich-
keiten für die Bewohner. Mal abgesehen davon, dass vor allem die älteren 
Mitbürger keine Möglichkeiten haben, um die Ecke ihren Einkauf des täg-
lichen Bedarf erledigen zu können, sind die vor allem die Uetz-Paarener, 
Marquardter, Satzkorner und Neu Fahrländer darauf angewiesen mit langen 
Anfahrtswegen einzukaufen – nach Bornim, Ketzin oder Dallgow. 
Potsdam hat als einzige bundesdeutsche Landeshauptstadt eine Umsatz-
kennziffer (Indikator für Kaufkraftzufluss oder -abfluss) unter 100 %, die so-
gar stetig fallend ist (von 2006 zu 2009 um 12,8 % auf 79,4 %). Können 
wir uns das leisten? Muss der Potsdamer Norden im Umland und in Berlin 
einkaufen gehen?
Liebe Wirtschaftsförderung und Stadtverordnete, beachten Sie bitte auch 
die nicht so dicht besiedelten nördlichen Ortsteile und sorgen Sie bitte da-
für, dass eine Einkaufsmöglichkeit für Lebensmittel im Friedrichspark er-
möglicht wird und nicht nur für Schrauben, Bohrmaschinen und Zierfische 
– was allerdings auch nicht schlecht ist!

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Mit den rechtskräftigen Bebauungsplänen für den Friedrichspark sind die 
planungsrechtlichen Rahmenbedingungen für die Ansiedlung von Einzel-
handel geschaffen. Zulässig sind in einem Teilbereich des Friedrichsparks 
Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Verkaufsfläche von maximal 5.000 m², 
jedoch nur als untergeordneter Teil eines Gebäudes. Die Ansiedlung von 
Handelseinrichtungen ist nur über unternehmerische Entscheidungen 
und private Investitionen möglich. Derzeitig plant ein privater Investor die 
Beanspruchung eines Teils der Fläche für eine Solaranlage.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Derzeitig nicht ermittelt.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: Beschluss Stadtverordnetenversamm-
lung vom 07.12.2005 zu den B-Plänen Nr. 9, 7 und 19 „Gewerbe- und 
Marktzentrum Autobahnabfahrt Potsdam-Nord/Friedrichspark“ (DS 05/
SVV/858, 05/SVV/859, 05/SVV/860) zuletzt geändert durch Beschluss 
SVV vom 02.06.2010.
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Ankauf der Groß-Glienicker Seehälfte

Bürgervorschlag Nr. 38

Vorschlag: 
Die sich im Besitz der BImA befindlichen Seehälfte des Groß Glienicker See 
ist durch die Stadt zu erwerben.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) ist Eigentümerin des 
Potsdamer Teils des Groß Glienicker Sees, der bis 1990 Grenzgebiet war. 
Die Bundesanstalt beabsichtigt, die in ihrem Besitz stehenden Gewässer 
laut gesetzlicher Vorgaben zu verkaufen, sofern diese nicht als Bestandteil 
des „Nationalen Naturerbes“ auf das Land Brandenburg übertragen wer-
den. Daneben verhandelt die Bundesregierung derzeit mit den ostdeut-
schen Bundesländern über die Zukunft der im Bundesbesitz stehenden 
und für die Bundeswasserstraßen nicht mehr benötigten Gewässer. Für 
diese Zeit werden keine weiteren Veräußerungen der Bundesanstalt erwar-
tet. Der Landeshauptstadt Potsdam sind keine Bestrebungen der BImA 
bekannt, den See kurzfristig zu veräußern.
Bei bestehendem Interesse wird die Landeshauptstadt Potsdam vor Be-
ginn von Verhandlungen mit Dritten beteiligt. Es bestehen die gesetzlichen 
Vorkaufsrechte gemäß § 24 ff. Baugesetzbuch. 

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Nicht ermittelt.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: -
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Ortsdurchfahrt Groß-Glienicke (Erscheinungsbild verbessern)

Bürgervorschlag Nr. 39

Vorschlag: 
Der Gesamteindruck von Groß-Glienicke wirkt durch den jetzigen Zustand 
der Ortsdurchfahrt (B2) wie zu DDR-Zeiten vor 40 Jahren! Ein Gehweg mit 
evtl. Straßenbegleitgrün würde endlich einen ordentlichen Eindruck, Sau-
berkeit und Sicherheit vermitteln. Jedes kleine Provinz-Örtchen (selbst in 
Osteuropa) haben eine schönere Ortsdurchfahrt und vermitteln ein anspre-
chendes Erscheinungsbild.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Der desolate Zustand der B2/Potsdamer Chaussee in der Ortslage Groß 
Glienicke ist dem Fachbereich Grün- und Verkehrsflächen bekannt. Seit 
der Eingemeindung von Groß Glienicke hat sich der Fachbereich Grün- 
und Verkehrsflächen in mehreren Diskussionen zum Haushalt von Groß 
Glienicke immer wieder für die erforderlichen Instandsetzungsmaßnahmen 
einschließlich der Einstellung der dafür notwendigen finanziellen Mittel ein-
gesetzt. Vor allem der mit Kleinsteinpflaster befestigte Bereich zwischen 
Grüner Weg und Dr.-Kurt-Fischer-Straße ist aus Sicht des Straßenbaulast-
trägers, auch in Hinsicht auf die nicht gelöste Entwässerungsproblematik, 
vordringlich auszubauen.
Jedoch wurden die Prioritäten seitens des Ortsbeirates anders beschlos-
sen. Auch im Bürgerhaushalt kam mehrfach die Forderung auf, den mit 
Kleinsteinpflaster befestigten Bereich vor allem im Hinblick auf die Lärm- 

und Erschütterungsproblematik einschließlich der Schaffung qualifizierter 
Nebenanlagen auszubauen. 
Die Prioritäten für Straßenbaumaßnahmen sind bis 2014 im Investiti-
onsprogramm bereits gesetzt, so dass erst ab 2015 investive finanzielle 
Mittel beantragt werden könnten. Die aus der Baumaßnahme entste-
henden Kosten müssen anteilig auf die beitragspflichtigen Anlieger nach 
Straßenausbausatzung der Stadt Potsdam umgelegt werden. Aus Mitteln 
zur Straßenunterhaltung sind lediglich Gefahrenstellenbeseitigungspro-
gramme durchführbar.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Nach ersten Kostenschätzungen für den Bereich zwischen Grüner Weg 
und Dr.-Kurt-Fischer-Straße, für den aus unserer Sicht vordringlicher 
Handlungsbedarf besteht, betragen die Kosten ca. 250.000 Euro.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein

Grundlage der Umsetzung: 
BbgStrG und Straßenausbaubeitragssatzung
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Ausbau der unbefestigten Straßen in Groß-Glienicke

Bürgervorschlag Nr. 40

Vorschlag: 
Die unbefestigten Straßen von Groß Glienicke im ersten Schritt mit einer 
einfachen Asphaltdecke versehen, damit die Staub- und Schlaglochpro-
blematik beseitigt wird. Wenn weitere Mittel vorhanden, nach Bedarf im 
Baukastensystem eventuell weiteren Ausbau vornehmen.

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Vor dem Asphaltieren von unbefestigten Straßen ist die Umsetzung eines 
Regenwasserkonzeptes erforderlich, da im Umfeld dieser Straßenzüge kei-
ne genehmigten Einleitpunkte/-flächen bzw. eine Vorflut zur Ableitung des 
Oberflächenwassers vorhanden sind.
Erst mit der Klärung der anstehenden Regenwasserproblematik können fi-
nanzielle Mittel in den Investitionshaushalt eingestellt werden, um bauliche 
Veränderungen zu aktivieren. Die daraus entstehenden Kosten müssen 
dann anteilig auf die beitragspflichtigen Anlieger nach Straßenausbausat-
zung der Landeshauptstadt Potsdam umgelegt werden. Aus Mitteln zur 
Straßenunterhaltung sind lediglich Gefahrenstellenbeseitigungsprogramme 
durchführbar.

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: Ca. 4,5 Mio. Euro

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Nein, frühestens ab der näch-
sten Investitionsplanung ab 2015ff, auf mindestens 10 Jahre.

Grundlage der Umsetzung: 
BbgStrG und Straßenausbaubeitragssatzung
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Dorffest Groß-Glienicke finanziell unterstützen

Bürgervorschlag Nr. 41

Vorschlag: 
Ich schlage vor, 4.000 Euro zur Unterstützung der Durchführung des jähr-
lich stattfindenden Dorfestes im Ortsteil Groß Glienicke bereit zu stellen. 
Das Dorfest hat sich in den vergangenen Jahren gut entwickelt und wird 
von allen Schichten der Bevölkerung aus der Region angenommen (ca. 
3.000 bis 4.000 Besucher).

Einschätzung der Landeshauptstadt Potsdam:
Das Dorffest in Groß Glienicke erhält seit 2005 eine jährliche Förderung aus 
den Mitteln, die den Ortsteilen gemäß § 46 Abs. 4 der Brandenburgischen 
Kommunalverfassung (BbgKVerf) „zur Förderung […] für die Durchführung 
von Veranstaltungen der Heimatpflege, des Brauchtums und der Fremden-
verkehrsentwicklung“ zustehen. Diese werden per Zuwendungsantrag so-
wie Beschluss des Ortsbeirates vergeben. Die Höhe der Zuwendung ergibt 
sich aus den mit einem Finanzierungsplan ermittelten Kosten und dem auf 
dieser Grundlage gefassten Beschluss des Ortsbeirates.
Die sachgerechte Verwendung der Mittel ist nach Abschluss der Maßnah-
me nachzuweisen und ein sog. Verwendungsnachweis der Stadtverwal-
tung vorzulegen. 

Kosten der Umsetzung / Folgekosten: 
Seit 2005 durchschnittlich 3.500 Euro pro Jahr. 
Die einzelnen Jahressummen sind dabei unterschiedlich und lagen so-
wohl unter als auch über den vorgeschlagenen 4.000 Euro. Der benannte 
Durchschnittswert ergibt sich aus dem konkreten Kosten- und Finanzie-
rungsplan der jeweiligen Jahre sowie der entsprechenden Verwendungs-
nachweisführung.

Umsetzungszeitraum / Wird der Vorschlag bereits umgesetzt oder 
ist die Umsetzung bereits vorgesehen? Ja, seit 2005.

Grundlage der Umsetzung: § 46 Abs. 4 der BbgKVerf
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Redaktionsschluss: 1. August 2011

Der Votierungsbogen ist schon weg?
Ihre Stimme zählt auch online!

www.potsdam.de/buergerhaushalt



as

Liste der Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger

In dieser Broschüre finden Sie die 41 zur Votierung stehenden Vor-
schläge des Potsdamer Bürgerhaushalts 2012. 
Diese Bürgervorschläge sind mit Stellungnahmen der Verwaltung der 
Landeshauptstadt Potsdam versehen, die Ihnen weitere Informationen 
für die Auswahl Ihrer Favoriten geben sollen. Sie erhalten dabei einen 
Einblick in die Handlungsfelder der Landeshauptstadt Potsdam. 
Jeder Vorschlag wurde dem jeweils zuständigen Fachbereich vor-
gelegt. Die dort entstandenen Einschätzungen zur Realisierung, den 
damit verbundenen Kosten sowie den möglichen Umsetzungszeit- 
raum finden Sie im Anschluss an die jeweilige Anregung. Ebenfalls 
erhalten Sie Antwort auf die Frage, ob der Bürgervorschlag bereits 
umgesetzt wird und welchem Beschluss diese Umsetzung zugrunde 
liegt. 
Am Ende dieser Broschüre können Sie abstimmen. Dort befindet sich 
ein Votierungsbogen, auf dem Sie Ihre fünf Favoriten markieren kön-
nen. 

www.potsdam.de/buergerhaushalt

22. August bis 9. Oktober 2011
Auswahl der 20 wichtigsten Bürgervorschläge im Internet 
und auf dem Postweg durch die Bürgerinnen und Bürger

20. Oktober 2011   > 18 Uhr, Stadthaus Potsdam, Plenarsaal
Letztmalige Möglichkeit der Auswahl der 20 wichtigsten 
Vorschläge durch die Bürgerinnen und Bürger,

2. November 2011, Sitzung der Stadtverordneten


